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Mit der Änderung des Baugesetzbuches vom 20.7.20041 wurden die europarechtlichen
Vorgaben zur Umweltprüfung2 im Bereich der Bauleitplanung umgesetzt. Gleichzeitig hat
der Gesetzgeber die Überarbeitung zum Anlass genommen, das gemeindliche Bauleit-
planverfahren insbesondere im Hinblick auf die Berücksichtigung der Umweltbelange
neu zu strukturieren.

Eine ganz wesentliche Änderung stellt dabei die Einführung der Umweltprüfung für alle
Bauleitpläne dar. Sie gilt für die Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhebung von
Flächennutzungs- und Bebauungsplänen einschließlich des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplans. Nur für Bauleitpläne, die im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB
aufgestellt werden und für Bebauungspläne der Innenentwicklung, die im beschleunig-
ten Verfahren nach § 13a BauGB2a aufgestellt werden, ist keine Umweltprüfung erforder-
lich. 

Innenbereichssatzungen (§ 34 Abs. 4 BauGB) und Außenbereichssatzungen 
(§ 35 Abs. 6 BauGB) bedürfen ebenfalls keiner Umweltprüfung. 

Im Mittelpunkt der Umweltprüfung steht der Umweltbericht, der die Grundlage für die
Beteiligung der Öffentlichkeit und eine sachgerechte Abwägung der Umweltbelange
durch die Gemeinde bietet. Die vorliegende Broschüre wendet sich vor allem an Ge-
meinden und Planer. Sie soll alle Beteiligten über die wesentlichen Inhalte, die Aufbe-
reitung und Vorgehensweise im Zusammenhang mit der Umweltprüfung informieren.
Die Anwendung ist nicht verbindlich.

1 Aufgaben und Ziele der Umweltprüfung

Grundsätzlich ist für 
alle Bauleitpläne eine
Umweltprüfung durch-
zuführen.

Der Umweltbericht ist
eine neue verfahrens-
rechtliche, nicht jedoch
materielle Änderung.

1 Durch das Europarechtsanpassungsgesetz Bau (EAG Bau) vom 24. Juni 2004 (BGBl I S. 1359)

2 Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter

Pläne und Programme vom 27. Juni 2001 (Plan-UP-Richtlinie, ABl. EG Nr. L 197 S. 30)

2a Eingeführt durch das Gesetz zur Erleichterung von Planungsvorhaben für die Innenentwicklung der Städte vom 

21. Dezember 2006 (BGBl I  S. 3316)
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2.1 Inhalte des Umweltberichts

Die Umweltprüfung ist in das Bauleitplanverfahren integriert. Liegen für den Bauleitplan
entsprechende Vorentwürfe bzw. planerische Eckpunkte vor, die die Intention und
räumliche Lösung erkennen lassen, leitet die Gemeinde – üblicherweise nach dem Auf-
stellungsbeschluss – die Umweltprüfung mit dem sog. „Scoping” und der frühzeitigen
Behördenbeteiligung (§ 4 Abs. 1 BauGB) ein.

Der Begriff „Scoping” beschreibt die Festlegung des Untersuchungsumfangs, der Unter-
suchungsmethode und des Detaillierungsgrads, bezogen auf die verschiedenen Schutz-
güter (Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Klima, Luft, biologische Vielfalt, Landschaft,
Mensch, Kultur- und Sachgüter) und mögliche Wechselwirkungen. Hierzu werden die
Fachbehörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch
die Planung berührt werden kann, konsultiert. Dies kann in Form eines Anschreibens
oder eines gemeinsamen Erörterungstermins erfolgen. Ein Erörterungstermin empfiehlt
sich insbesondere dann, wenn erhebliche Auswirkungen bei verschiedenen Schutz-
gütern zu erwarten sind. 

Im Rahmen des Scopings sollen die Informationen in die Umweltprüfung einbezogen
werden, die nach dem gegenwärtigen Wissensstand, den verfügbaren Daten bei den
Fachbehörden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans angemesse-
nerweise verlangt werden können. Zu berücksichtigen ist dabei die so genannte Ab-
schichtung (§ 2 Abs. 4 Satz 5 BauGB). Umweltbezogene Fragestellungen, die bereits
auf vorhergehenden Planungsstufen (z.B. Flächennutzungsplan) abgehandelt wurden
und zu denen sich keine neuen vertiefenden Erkenntnisse ergeben, müssen nicht noch
einmal behandelt werden. Es genügt hier im Umweltbericht ein Verweis.

Es kann zweckmäßig sein, dass die Gemeinde bereits mit den Scoping-Unterlagen
einen Vorschlag für die angemessene Bearbeitung des Umweltberichts liefert (vgl. als
Beispiel die nachstehende Tabelle), zu dem die Behörden gegebenenfalls Ergänzungs-
vorschläge machen können. Auf dieser Grundlage entscheidet die Gemeinde über
Inhalte, Vorgehensweise und Untersuchungstiefe (§ 2 Abs. 4 Satz 2 BauGB). Ein
Gemeinderatsbeschluss ist hierfür nicht erforderlich. Im nachfolgenden Beispiel sind nur
die in diesem konkreten Fall relevanten Inhalte sowie geeignete und verfügbare Quellen
dargestellt. Weitere Unterlagen sind im Einzelfall auszuwählen. Hierzu zählen u.a. der
Klimaatlas Bayern, das Emissionsschutzkataster des Landesamtes für Umweltschutz,
Bodenkarten, die Reichsbodenschätzung, das Altlastenkataster, Gewässergütekarten,
Gewässerpflegepläne und -strukturkartierungen oder die Waldfunktionskarte. 

2 Die Vorgehensweise im Überblick

Im Scoping werden der
Untersuchungsrahmen
und die Untersuchungs-
tiefe des Umweltberichts
festgelegt. Die Entschei-
dung darüber trifft die
Gemeinde.

Das Scoping ist kein
Suchverfahren.
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Der Umweltbericht baut auf den Ergebnissen des Scopings auf. Eine Grundlage für 
die erforderlichen Inhalte des Umweltberichts liefert die Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a
BauGB. Die nachstehende Gliederung des Umweltberichts baut auf dieser Vorgabe auf.
Allerdings wird zur Vereinfachung und zur effizienten Bearbeitung des Umweltberichts
folgender Aufbau vorgeschlagen:

1. Einleitung
1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bauleitplans
1.2 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festge-

legten Ziele des Umweltschutzes und ihrer Berücksichtigung

2. Bestandsaufnahme und Bewertung der Umweltauswirkungen ein-
schließlich der Prognose bei Durchführung der Planung

3. Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurch-
führung der Planung

4. Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Aus-
gleich der nachteiligen Auswirkungen

4.1 Vermeidung und Verringerung
4.2 Ausgleich

5. Alternative Planungsmöglichkeiten

6. Beschreibung der verwendeten Methodik und Hinweise auf Schwierig-
keiten und Kenntnislücken

7. Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring)

8. Allgemein verständliche Zusammenfassung

Beispiel für Scoping-
Unterlagen zur vorge-
zogenen Behörden-
beteiligung für einen
Bebauungsplan mit den
dazu vorhandenen bzw.
erforderlichen Unter-
suchungen. 

Wenn im Gesetz auch
nicht ausdrücklich er-
wähnt, so sollten unter
Punkt 1.2 auch die
relevanten Ziele der
Raumordnung auf-
geführt werden.

Schutzgut Inhalte Vorhandene Zu erstellende
Quellen Unterlagen

Klima und – Emissionen – Kfz-Zählungen des
Lufthygiene – Frischluftzufuhr Straßenbauamts

– Kaltluftentstehungsgebiete – Flächennutzungs-
und Landschaftsplan

Boden – Bodenaufbau und -eigenschaften – Geologische Karte – Baugrunduntersuchung
– Baugrundeignung – Bauflächenkataster
– Sparsamer Umgang mit – Flächennutzungs-

Grund und Boden und Landschaftsplan
– Versiegelungsgrad – Altlastenkataster
– Altlasten

Grundwasser und – Flurabstand zum Grundwasser – Landschaftsplan – Grünordnungsplan
Oberflächenwasser – Betroffenheit von – Baugrunduntersuchung

Oberflächenwasser
– Grundwasserneubildung

Tiere und Pflanzen – Tier- und Pflanzenarten – Arten- und Biotop- – Grünordnungsplan
(Biodiversität) – Betroffenheit von Lebens- schutzprogramm

raumtypen und Biotopen – Biotopkartierung
– Landschaftsplan

Landschaft – Beeinträchtigung des – Grünordnungsplan
Landschaftsbilds

Mensch – Geräuschemissionen durch – Flächennutzungs- – Schallschutzgutachten
– Lärm angrenzende Straßen und Landschaftsplan
– Erholungseignung – Überlagerungseffekte

– Betroffenheit von Wegen
und Infrastruktur

Kultur- und – Betroffenheit von Kultur- – Liste und Beschrei- 
Sachgüter und Sachgütern bung der Denkmäler

Beispiel für eine Tabelle zur Vorbereitung des Scopings
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Diese Gliederung kann als Checkliste für die Vollständigkeit des Umweltberichts verwen-
det werden und dazu beitragen, Fehler zu vermeiden.

Der Umweltbericht wird eingeleitet durch eine Beschreibung der wichtigsten Inhalte und
Ziele des Bauleitplans. Darzulegen ist auch, wie die bestehenden gesetzlichen oder
durch Fachpläne festgelegten Ziele des Umweltschutzes im Bauleitplan Berücksich-
tigung finden.

Der Hauptteil des Berichts stellt den Bestand und die Beschreibung der möglichen
Umweltauswirkungen durch den Bau, die Anlage (z.B. Straßen, Bebauung, Flächen-
versiegelung usw.) und den Betrieb (betriebliche Emissionen, Verkehrslärm u.ä.) der
geplanten Vorhaben, deren planungsrechtliche Zulässigkeit durch den Bauleitplan
vorbereitet oder begründet wird, dar. Im Rahmen der Bewertung sind auch die Möglich-
keiten der Vermeidung, Verringerung und des Ausgleichs mit einzubeziehen und ent-
sprechende Maßnahmen aufzuführen. Die Abhandlung bzw. die Ergebnisse der natur-
schutzrechtlichen Eingriffsregelung in der Bauleitplanung sind sinnvollerweise in dieses
Kapitel zu integrieren. Hier sind ggf. auch die Ergebnisse einer FFH-Verträglichkeits-
prüfung einzufügen, sofern ein Natura-2000-Gebiet betroffen ist. 

Weiterhin sind die Entwicklung des Gebiets ohne die Planung sowie alternative
Planungsmöglichkeiten darzustellen, zum Beispiel alternative Erschließungskonzepte
oder verschiedene städtebauliche oder grünordnerische Konzeptionen. Die Alterna-
tivenprüfung dokumentiert den Planungsprozess und stellt dar, wie dabei Umwelt-
gesichtspunkte berücksichtigt wurden.

Um die Ergebnisse nachvollziehbar zu machen, sind weiterhin auch die wichtigsten
technischen Verfahren bei Erhebung und Bewertung (z.B. Anwendung der DIN 18005)
zu beschreiben. In diesem Zusammenhang sind auch etwaige Schwierigkeiten, Pro-
gnoseunsicherheiten oder Kenntnislücken aufzuführen.

Der Umweltbericht enthält auch eine Beschreibung der geplanten Überwachungsmaß-
nahmen (Monitoring). Art, Umfang und Zeitpunkt des Monitoring bestimmt die Gemeinde
selbst. Auch bei einer sorgfältig durchgeführten Planung können unvorhergesehene
Wirkungen nicht ausgeschlossen werden. So kann es zum Beispiel durch neue Erschlie-
ßungsstraßen in der Umgebung oder in einem Gewerbegebiet durch unerwartet viele
Betriebe mit intensivem Lieferverkehr zu veränderten Rahmenbedingungen kommen.
Auch bei Prognoseunsicherheiten etwa im Hinblick auf die Schutzgüter Boden, Wasser
oder die Biotopentwicklung kann ein Monitoring sinnvoll sein. Wichtig ist, dass beim
Monitoring nicht sämtliche möglichen Umweltauswirkungen betrachtet werden, sondern
nur mögliche erhebliche Auswirkungen, die in der Zukunft unerwartet eintreten können.
Diese kommunale Aufgabe wird dadurch erleichtert, dass den Behörden in § 4 Abs. 3
BauGB die Verpflichtung (sog. „Bringschuld”) auferlegt wird, die Gemeinden auf ent-
sprechende unvorhergesehene nachteilige Umweltauswirkungen hinzuweisen. Klar
definierte Überwachungsmaßnahmen dienen letztlich auch der Rechtssicherheit des
Bebauungsplans.

Der Umweltbericht schließt mit einer allgemein verständlichen Zusammenfassung. Er
bildet einen Teil der Begründung und nimmt am gesamten Bauleitplanverfahren teil.

Aufbau und Inhalte des
Umweltberichts

Erhebungsmethoden,
Prognoseunsicherheiten
und Kenntnislücken sind
aufzuführen.

Das Monitoring über-
nimmt keine Aufgaben
der Bauaufsicht und
stellt keine Überprüfung
des Vollzugs dar.
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Öffentliche Auslegung
des Planentwurfs (§ 3
Abs. 2 BauGB)

2.2 Der Umweltbericht im Verfahren

Nachstehende Abbildung stellt die Rolle und den Beitrag des Umweltberichts für das
gesamte Bauleitplanverfahren dar. An dieser Stelle werden wichtige Teilaspekte aus-
führlicher erläutert: Bei der öffentlichen Auslegung ist zu beachten, dass nicht nur die
Entwürfe der Bauleitpläne mit der Begründung und dem integrierten Umweltbericht aus-
zulegen sind, sondern auch die wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen
Stellungnahmen. 

Welche umweltbezogenen Stellungnahmen wesentlich sind und mit ausgelegt werden
müssen, entscheidet die Gemeinde. Dabei muss auch der Schutz sensibler, z.B. unter-
nehmensbezogener Daten berücksichtigt werden. Ein Anspruch der Öffentlichkeit auf
Einblick in die gesamten vorliegenden Stellungnahmen besteht nicht. Wie bisher ist die
öffentliche Auslegung eine Woche vor deren Beginn ortsüblich bekannt zu machen. Bei
der Bekanntmachung ist auch darzustellen, welche Arten umweltbezogener Informa-
tionen (z. B. amtliche Biotopkartierung oder Stellungnahmen aus der frühzeitigen
Behördenbeteiligung) zusätzlich verfügbar sind. 

Übersicht zum Verfahren:

Beginn der Erstellung des Umweltberichts

Frühzeitige Behördenbeteiligung 
mit Scoping (§ 4 Abs. 1)

Umweltbericht nimmt als Bestandteil der
Begündung an der Öffentlichkeits- und
Behördenbeteiligung teil

Bei neuen Erkenntnissen ist der Umwelt-
bericht fortzuschreiben

Zusätzlich sind wesentliche bereits 
vorliegende umweltbezogene Stellung-
nahmen und umweltbezogene Informa-
tionen mit auszulegen

Ergänzender Einsatz des Internets möglich

Erklärung, wie Umweltbelange bzw.
Ergebnisse des Umweltberichts bei 
der Abwägung berücksichtigt wurden 
(§ 6 Abs. 5 und § 10 Abs. 4)

Verfahrensschritte Rolle und Beiträge 
des UmweltberichtsAufstellungsbeschluss

Ortsübliche Bekanntmachung
dieses Beschlusses

Ausarbeiten eines diskussions-
fähigen Konzepts

Frühzeitige Unterichtung 
der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1)

Beteiligung der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange3 (§ 4 Abs. 2)

Auslegungsbeschluss

Ortsübliche Bekanntmachung 
der Auslegung

Öffentliche Auslegung mit Begründung
(§ 3 Abs. 2)

Beschlussmäßige Behandlung der An-
regungen und Mitteilung der Ergebnisse

Feststellungs- bzw. Satzungsbeschluss

Genehmigungsverfahren (Entfällt bei 
Bebauungsplänen, die aus einer Flächen-

nutzungsplanung entwickelt wurden.)

Wirksamwerden bzw. Inkrafttreten

Durchführen des Monitoring wie im
Umweltbericht dargestellt (§ 4c)

3 Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange kann gleichzeitig mit dem Auslegungsverfahren 

durchgeführt werden.

➡
➡

➡
➡

➡

➡

➡
➡

➡
➡

➡
➡

➡

➡

➡
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Im Regelfall werden im Scoping der Inhalt und Detaillierungsgrad der Prüfung festgelegt,
allerdings können sich auf Grund der Öffentlichkeitsbeteiligung oder der Beteiligung der
Fachbehörden noch Änderungen ergeben. Liegen neue Erkenntnisse vor, ist der Um-
weltbericht fortzuschreiben, so dass der Umweltbericht immer dem jeweiligen Verfah-
rensstand entspricht. Führen neue Erkenntnisse auch zu Änderungen des Planentwurfs,
wird eine erneute Beteiligung erforderlich. Diese richtet sich nach § 4a Abs. 3 BauGB.

Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der abschließenden Abwägungsentscheidung zu
berücksichtigen (§ 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB). Die Entscheidungen dazu trifft ausschließlich
die Gemeinde nach pflichtgemäßem Ermessen auf der Grundlage der eingegangenen
fachlichen Stellungnahmen. Trotz der nun ausführlichen Darstellung umweltbezogener
Inhalte im Umweltbericht kommt den Umweltbelangen in der Abwägung kein zusätz-
liches, verstärktes Gewicht zu. 

Nach § 6 Abs. 5 Satz 3 BauGB sowie nach § 10 Abs. 4 BauGB ist dem Bauleitplan
spätestens mit der Bekanntmachung der Genehmigung bzw. des Satzungsbeschlusses
eine zusammenfassende Erklärung beizufügen. Diese Erklärung bedarf keines Gemein-
deratsbeschlusses. Sie kann von der Gemeindeverwaltung gefertigt werden. Ähnlich
wie etwa in einer Presseerklärung sollen darin in knapper Form der Planungsprozess
und die wesentlichen Inhalte dargestellt werden. Dazu zählen insbesondere die Berück-
sichtigung der umweltbezogenen Belange und der wichtigsten Ergebnisse aus der
Beteiligung der Öffentlichkeit und der Fachbehörden sowie die Bewertung anderweitiger
Planungsmöglichkeiten.

In § 4c BauGB wurde das so genannte Monitoring neu eingeführt. Danach überwachen
die Gemeinden die erheblichen Umweltauswirkungen, die auf Grund der Durchführung
der Bauleitpläne eintreten, um insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkun-
gen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu
ergreifen. Aus den Ergebnissen des Monitoring leitet sich kein Anspruch auf eine Ände-
rung der Planung ab. Gleichwohl empfiehlt es sich für die Gemeinden, bei gravierenden
Auswirkungen geeignete Abhilfemaßnahmen zu ergreifen.

Die Umweltprüfung modifiziert nur das Verfahren. Materiellrechtliche Änderungen, insbe-
sondere eine Verschärfung von Umweltstandards sind mit der Umweltprüfung nicht ver-
bunden. Auf Grund des neuen Verfahrensrechts können daher auch keine zusätzlichen
Gutachten verlangt werden, die bei sachgerechter Planung nach bisherigem Recht nicht
nötig gewesen wären.

Fortschreibung des
Umweltberichts bei
neuen Erkenntnissen

Berücksichtigung der
Ergebnisse der Umwelt-
prüfung in der Abwägung

Bekanntmachung mit
zusammenfassender
Erklärung

Monitoring

Keine Verschärfung von
Umweltstandards
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Aufgaben und Ziele 
der dargestellten Fall-
beispiele

3.1 Allgemeine Vorbemerkung

Für Bebauungspläne waren unter bestimmten Voraussetzungen bereits bisher Umwelt-
verträglichkeitsprüfungen erforderlich. Dabei handelte es sich um großflächige Planungen
oder Erweiterungen in Abhängigkeit von gesetzlich festgelegten Schwellenwerten (z.B.
Verkaufsfläche oder Zahl der Hotelbetten). Die Überprüfung und Ableitung der Prüfungs-
pflicht war daher ein aufwändiger und häufig umstrittener Prozess. Die Neuregelung des
BauGB, für alle Bauleitpläne eine Umweltprüfung (Ausnahmen siehe Kapitel 1) durch-
führen zu müssen, stellt insoweit eine Vereinfachung dar.

Der vorliegende Leitfaden konzentriert sich bewusst auf in der Praxis häufig vorkommen-
de Fallbeispiele. Zur übersichtlicheren Gestaltung wurden bewusst auch die folgenden
ergänzenden Inhalte ausgenommen, die in anderen Veröffentlichungen4 bereits hin-
reichend dargestellt sind:

– Vorabschätzung oder Durchführung einer FFH-Verträglichkeitsprüfung bei möglicher
erheblicher Betroffenheit eines Natura 2000 Gebietes durch die Bebauungsplanung,

– Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in der Bauleitplanung,
einschließlich Führung eines Ökokontos,

– vergleichende Darstellung verschiedener Bewertungsmethoden im Rahmen von
Umweltverträglichkeitsprüfungen,

– Aufgaben und Inhalte von Grünordnungsplanungen.

Die in den nachstehenden Fallbeispielen dargestellten Inhalte, die verwendeten Metho-
den und Ergebnisse orientieren sich an der jeweiligen Situation. Die Gemeinde, beauf-
tragte Planer oder die beteiligten Träger öffentlicher Belange müssen in jedem Einzelfall
die Inhalte der Untersuchung, die Auswahl relevanter, vorhandener Quellen bzw. neu zu
erstellender Unterlagen und die Bewertungsmethode für die Beurteilung der Auswirkun-
gen sachgerecht neu festlegen.

3.2 Fallbeispiel: Umweltbericht für ein Wohngebiet am Ortsrand 
(geringer Schwierigkeitsgrad)

Im ersten Fallbeispiel plant eine Gemeinde im ländlichen Raum ein Wohngebiet für den
Bedarf der einheimischen Bevölkerung. Das Gebiet liegt im südlichen Oberbayern, das
durch die Staulage der Alpen von hohen Niederschlagsmengen gekennzeichnet ist. Die
zur Bebauung vorgesehenen Grundstücke liegen am Hang, was entsprechende Anfor-
derungen an die Erschließung stellt. Die in diesem Ortsteil fehlenden Spielmöglichkeiten
für Kinder unterschiedlichen Alters sollen im Norden im Übergang zur freien Landschaft
angelegt werden. Für die Planung wichtig sind auch die Sichtbeziehung zu ortsbildprä-
genden denkmalgeschützten Gebäuden im Süden und die Wegeverbindung zum Dorf-
zentrum bzw. in die freie Landschaft. Im Norden ist eine Obstwiese vorgesehen, die den
Ortsrand definieren soll. Daran schließt gärtnerisch genutztes Grabeland an.

3 Die Vorgehensweise bei der 
Bebauungsplanung

4 Siehe Kapitel 6 Ergänzende Literatur
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Nach dem Aufstellungsbeschluss wurde ein Scoping in schriftlicher Form durchgeführt
und ausgewählte Fachbehörden und Träger öffentlicher Belange angeschrieben. Neben
einer tabellarischen Übersicht zu den verwendeten Unterlagen und Schutzgütern wurde
eine Plandarstellung mit dem vorgesehenen Entwurf beigefügt. Die Anregungen aus
dem Scoping bzw. der vorgezogenen Behördenbeteiligung wurden in den Umweltbe-
richt eingearbeitet.

Der Umweltbericht wird Bestandteil der Begründung. Nachstehend ist deshalb die Glie-
derung der gesamten Begründung dargestellt, um die Einbindung des Umweltberichts
zu veranschaulichen. Ausführlicher dargestellt sind auch die Begründung zur Grünord-
nung und die Integration der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung, da es in der Praxis
Unsicherheiten im Hinblick auf das Zusammenspiel der verschiedenen „grünen Bau-
steine” gibt.

Zu beachten ist, dass dieses Fallbeispiel nicht ohne weiteres auch auf andere Be-
bauungspläne übertragen werden kann und soll, sondern in jedem Einzelfall ein an 
die jeweiligen Verhältnisse angepasster Umweltbericht zu entwickeln ist.

Fallbeispiel Wohngebiet
im ländlichen Raum.
Die Hanglage erfordert
eine aufwändigere
Erschließung.

Ortsrand mit Spielgelände
und Streuobstwiese

AGL 2002

Fußwegeverbindung zum
Ortskern, Sichtachsen zu orts-
bildprägenden Gebäuden

Friedhof
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Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan
Begründung (gemäß § 9 Abs. 8 BauGB)

A. Anlass und Erfordernis der Planung 
…

B. Rahmenbedingungen und Planungsvorgaben
…

C. Beschreibung des Planungsgebiets 
…

D. Konzeption und Ziele aus städtebaulicher und landschaftsplanerischer 
Sicht
…

E. Gestalterische Ziele der Grünordnung 

In das neue Wohngebiet führt eine Allee. Dieses Gestaltungselement soll die
Zufahrtsstraße betonen und den angrenzenden Friedhof räumlich begrenzen. Mit
Festsetzungen von Großbäumen wird die Baumreihe in lockerer Form auf öffent-
lichem und privatem Grund weitergeführt. Auch die Fußwegeverbindungen werden
unter Beachtung der Sichtbeziehungen durch Baumreihen betont. Im Rahmen der
Bebauungsplanung soll für den Ortsteil auch ein neuer Spielplatz entstehen. 

Eine neu gepflanzte Streuobstwiese und die Festsetzung von Großbäumen auf priva-
ten Grundstücken in den Randbereichen des Geltungsbereichs sollen zur Einbindung
in die Landschaft beitragen. Die für die Bepflanzung ausgewählten Gehölze stellen
eine landschafts- und standortgerechte Auswahl dar. Wegen der exponierten Lage
am Ortsrand und des Anschlusses an die freie Landschaft ist es erforderlich, hier
fremdländische Gehölze auszuschließen. 

Die Punkte A bis D der
Begründung sind unver-
ändert. Allerdings kann
auf Grund des Umwelt-
berichts auf eine auf-
wändige Beschreibung
der umweltbezogenen
Standortbedingungen
verzichtet werden.

Zur Vermeidung von
Textwiederholungen
werden an dieser Stelle
nur die gestalterischen
Ziele der Grünordnungs-
planung dargestellt. Die
dort entwickelten Ver-
meidungsmaßnahmen
und der Ausgleich sind
im Umweltbericht be-
schrieben.
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Es genügen eine kurze
zusammenfassende Be-
schreibung und ein Ver-
weis auf die oben ge-
nannten Ziffern A und D.

Hier sind die relevanten
gesetzlichen Grundlagen
oder Fachpläne anzu-
sprechen. Eine Wieder-
holung sämtlicher Grund-
lagen ist nicht sinnvoll.
Eine Liste der zu be-
rücksichtigenden Belan-
ge enthält § 1 Absatz 6
Nr. 7 und § 1a BauGB.

Bei der Bewertung des
Ergebnisses werden 
die Möglichkeiten zur
Vermeidung mitberück-
sichtigt.

F. Umweltbericht

1 Einleitung

1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und wichtiger Ziele des Bauleitplans
Wie oben dargestellt sollen durch das neue Wohngebiet dringend benötigte Bau-
flächen für die ortsansässige Bevölkerung geschaffen werden. Umfang und Art der
Bebauung ist den oben dargestellten Beschreibungen zu entnehmen.

1.2 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten 
umweltrelevanten Ziele und ihrer Berücksichtigung

Neben den allgemeinen gesetzlichen Grundlagen, wie dem Baugesetzbuch, den
Naturschutzgesetzen, der Immissionsschutz-Gesetzgebung, der Abfall- und Wasser-
gesetzgebung und dem Bundes-Bodenschutzgesetz, wurden im konkreten Fall vor
allem wegen der Ortsrandlage die Vorgaben aus dem Landschaftsplan berücksich-
tigt. Entsprechend den Zielen des Regionalplans wird nur Bauland für den örtlichen
Bedarf zur Verfügung gestellt. 

2 Bestandsaufnahme, Beschreibung und Bewertung der Umweltaus-
wirkungen einschließlich der Prognose bei Durchführung der Planung

Die Beurteilung der Umweltauswirkungen erfolgt verbal argumentativ. Dabei werden
drei Stufen unterschieden: geringe, mittlere und hohe Erheblichkeit.

SCHUTZGUT BODEN
Beschreibung: Der Untergrund besteht aus leichtem bis mittelschwerem, lösbarem
Boden und kiesigem Ton.  Der Untergrund erschwert die Versickerung von Nieder-
schlägen vor Ort.  

Auswirkungen: Baubedingt werden größere Flächen verändert und Oberboden
zwischengelagert. Durch die Anlage von Gebäuden (GRZ = 0,25), Straße und
Zufahrten werden ca. 35 % der Flächen dauerhaft versiegelt. Es entstehen durch die
Wohnungsnutzung keine nennenswerten betriebsbedingten Belastungen. Vermei-
dungsmaßnahmen (s.u.) können die Auswirkungen reduzieren. Hierzu gehört eine
Begrenzung der versiegelten Flächen. Der Ausgleich erfolgt im Rahmen der natur-
schutzrechtlichen Eingriffsregelung. 

Ergebnis: Es sind auf Grund der Versiegelung und des Untergrunds Umweltauswir-
kungen mittlerer Erheblichkeit für dieses Schutzgut zu erwarten. 

… Hier folgt die Darstellung weiterer Schutzgüter und der Wechselwirkungen …

3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei 
Nichtdurchführung der Planung

Die Fläche würde bei Nichtdurchführung weiter intensiv landwirtschaftlich und gärtne-
risch genutzt. Die Defizite im Bereich des Spielangebotes für diesen Ortsteil blieben
ebenfalls bestehen.
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4 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum     
Ausgleich (einschließlich der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
in der Bauleitplanung)

4.1 Vermeidungsmaßnahmen bezogen auf die verschiedenen Schutzgüter
SCHUTZGUT TIERE UND PFLANZEN: Im Planungsgebiet liegen keine hochwertigen
oder gesetzlich geschützten Biotope. Der Altbaumbestand und die Hecken bleiben
erhalten. Zur Durchgrünung und zur Lebensraumverbesserung innerhalb des Bau-
gebiets sind die Anlage einer Allee und ein Grünstreifen mit Baumpflanzungen vor-
gesehen.

SCHUTZGUT BODEN UND WASSER: Mit der Anlage von Entwässerungsgräben und
von zwei Sicker- und Retentionsbecken innerhalb des Baugebiets einerseits sowie
der wasserdurchlässigen Ausbildung von Stellplätzen und Zufahrten andererseits
wird eine flächige Versickerung und Grundwasserneubildung innerhalb des Bauge-
biets erreicht. Die Versiegelung wird durch die Festsetzung wasserdurchlässiger
Beläge begrenzt.

SCHUTZGUT LANDSCHAFT: Eine Ortsrandeingrünung mit Aufbau einer Allee und die
Anlage einer Streuobstwiese sowie weiterer öffentlicher Grünflächen tragen zur land-
schaftlichen Einbindung bei. 

4.2 Ausgleich
Der vorliegende Bebauungsplan erfüllt die Voraussetzungen für die Anwendung des
vereinfachten Vorgehens (entsprechend dem Bayerischen Leitfaden „Bauen im Ein-
klang mit Natur und Landschaft”). Die ausgefüllte Checkliste ist der Anlage zu ent-
nehmen. Die festgesetzte Neuanlage einer Streuobstwiese dient dem Ausgleich.

5 Alternative Planungsmöglichkeiten
Im Rahmen der Flächennutzungsplanung wurden bereits alternative Entwicklungs-
räume für Wohnen untersucht. Im Rahmen der Bebauungsplanung wurden andere
Erschließungskonzepte überprüft. Dazu zählte eine Erschließung von Norden und
Süden über Stichstraßen, jeweils mit Wendemöglichkeiten. Da die Umweltauswir-
kungen vergleichbar waren, wurde einer schmalen, durchgängigen Verkehrsführung
der Vorzug gegeben. Die vorgesehene lockere Bebauung ist durch die Steilheit des
Geländes begründet. 

Die Vermeidungsmaß-
nahmen können – über
die Schutzgüter der 
Eingriffsregelung hinaus –
auch Erschütterungs-
und Lärmschutz, Erho-
lung und Denkmalpflege
betreffen.

Durch die detaillierte Be-
schreibung der Vermei-
dungsmaßnamen kann
anschließend unmittelbar
mit der Abarbeitung der
Eingriffsregelung begon-
nen werden. Die Ver-
meidungsmaßnahmen
finden Eingang beim
Ausfüllen der Checkliste
oder stellen die Grund-
lage für die Berechnung
des Ausgleichsfaktors im
Regelverfahren dar.

Die Prüfung von Stand-
ortalternativen ist im
Bebauungsplan nicht
erforderlich, da dies
bereits auf der Ebene
des Flächennutzungs-
plans erfolgt. 
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6 Beschreibung der Methodik und Hinweise auf Schwierigkeiten und  
Kenntnislücken

Für die Beurteilung der Eingriffsregelung wurde der Bayerische Leitfaden verwendet.
Für die Bearbeitung wurden keine ergänzenden Gutachten vergeben. Als Grundlage
für die verbal argumentative Darstellung und der dreistufigen Bewertung sowie als
Datenquelle wurden der Landschaftsplan sowie Angaben der Fachbehörden ver-
wendet. Die Einschätzungen zu Boden und Versickerungsfähigkeit basieren auf einer
Schürfgrube vor Ort. Es bestehen keine genauen Kenntnisse über den Grundwas-
serstand. Eine Beeinflussung durch Baukörper kann jedoch ausgeschlossen werden,
da bei Kanalbauarbeiten auf dem Nachbargrundstück festgestellt wurde, dass bis 
4 m kein Grundwasser ansteht.

7 Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring)
Auf Grund der Hanglage und der örtlichen Standortbedingungen können dann nega-
tive Auswirkungen eintreten, wenn keine ausreichende Versickerung des Nieder-
schlagswassers erfolgt. Aus diesem Grund ist die Funktionsfähigkeit der Gräben
sowie der Sicker- und Retentionsbecken alle 5 Jahre sowie nach Starkregen-
ereignissen zu überprüfen und gegebenenfalls zu ertüchtigen. 

8 Allgemein verständliche Zusammenfassung
Für das geplante Wohngebiet, das den Bedarf der einheimischen Bevölkerung
decken soll, wurde ein zentrumsnaher Bereich am nördlichen Ortsrand gewählt. Es
sind keine wertvollen Lebensräume von der Planung betroffen. Durch eine intensive
Durchgrünung, den Bau von Entwässerungsgräben sowie von Sicker- und Retentions-
becken werden differenzierte Vermeidungsmaßnahmen getroffen. Das Monitoring
sieht eine Überprüfung der Entwässerungsgräben und der Sicker- und Retentions-
becken vor. Die nachstehende Tabelle fasst die Ergebnisse zusammen. 

Schutzgut Baubedingte Anlagebedingte Betriebsbedingte Ergebnis
Auswirkungen Auswirkungen Auswirkungen

Boden geringe mittlere geringe mittel
Erheblichkeit Erheblichkeit Erheblichkeit

Wasser geringe mittlere mittlere mittel
Erheblichkeit Erheblichkeit Erheblichkeit

Klima/Luft geringe geringe geringe gering
Erheblichkeit Erheblichkeit Erheblichkeit

Tiere und mittlere mittlere geringe gering
Pflanzen Erheblichkeit Erheblichkeit Erheblichkeit

Mensch mittlere geringe geringe gering
(Erholung) Erheblichkeit Erheblichkeit Erheblichkeit

Mensch (Lärm- geringe geringe geringe gering
Immissionen) Erheblichkeit Erheblichkeit Erheblichkeit

Landschaft geringe mittlere geringe gering
Erheblichkeit Erheblichkeit Erheblichkeit

Kultur- und nicht   nicht nicht nicht 
Sachgüter betroffen betroffen betroffen betroffen

Die Gemeinde ent-
scheidet über die ge-
wählte Methode und 
die Bewertungsstufen. 
In komplexen Fällen
können auch fünfteilige
Bewertungsstufen 
Anwendung finden.

Das Monitoring muss
sich auf erhebliche Aus-
wirkungen beziehen.
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3.3 Fallbeispiel: Umweltbericht für ein Gewerbegebiet
(mittlerer Schwierigkeitsgrad)

Das zweite Fallbeispiel sieht die Planung eines eingeschränkten Gewerbegebiets in
einem Oberzentrum vor. Am Ortsrand in verkehrsgünstiger Lage soll in hügeligem
Gelände für den aktuellen Bedarf Bauland angeboten werden. Auf der Fläche befindet
sich ein kleiner Graben mit mehreren Pappeln, an der örtlichen Verbindungsstraße ste-
hen einzelne Eschen, die als Baumreihe in der Biotopkartierung erfasst sind. Die restliche
Fläche wird intensiv landwirtschaftlich genutzt. Mit in den Geltungsbereich werden auch
naturschutzfachlich wertvolle Bereiche aufgenommen, deren Umfeld ökologisch auf-
gewertet werden kann. In der Umgebung grenzen im Osten eine Autobahn, im Norden
eine Bundesstraße, im Westen ein Wohngebiet und im Süden offene Landschaft mit
einzelnen Hofstellen und Wohnbebauung an. Durch die angrenzenden Straßen ist eine
erhebliche Vorbelastung durch Verkehrslärm gegeben.

Beim Fallbeispiel Ge-
werbegebiet stellen die
Vorbelastung durch
Lärm und der sensible
Naturhaushalt besonde-
re Schwierigkeiten dar.

Neue Verbindungsstraße

Baudenkmal

Eingeschränktes Gewerbegebiet

Bundesstraße

Autobahn

Ausgleichsflächen

AGL 2002
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Für die Erstellung des Umweltberichts wurde hier ein eigener Scopingtermin mit Ein-
ladung an die Fachbehörden durchgeführt. Dadurch konnte die Gemeinde wichtige
Empfehlungen und Einschätzungen der Fachbehörden berücksichtigen. Dazu zählten
u.a. folgende Aspekte: 

– In den Untersuchungsraum des Umweltberichts wird auch die außerhalb des
Geltungsbereichs liegende denkmalgeschützte Hofstelle miteinbezogen, da deren
Erscheinungsbild optisch beeinträchtigt werden kann.

– Im Rahmen des Umweltberichts ist die Altlasten- und Kampfmittelfreiheit zu prüfen,
da der Raum zu Kriegsende stark beschossen wurde.

– Die vorhandenen Biotope sind zu berücksichtigen, der Ausgleich kann im Geltungs-
bereich durchgeführt werden.

– Es ist eine differenzierte Baugrunduntersuchung durchzuführen, weil partiell ein hoher
Grundwasserstand vorliegt.

– Ein schalltechnisches Gutachten ist erforderlich, das die Lärmbelastung der beste-
henden Wohngebiete durch das Gewerbegebiet und die geplante Straße untersucht
sowie die Verkehrslärmbelastung auf das Gewerbegebiet. 

– Der Bereich des wasserführenden Grabens kann überbaut und aufgeschüttet
werden. Ausgleichsmaßnahmen sind dafür durchzuführen.

Damit trug der Scopingtermin hier wesentlich zur Effizienz der Planung bei, weil differen-
ziert zu behandelnde Inhalte bereits im Vorfeld bekannt waren. Der Umweltbericht für
dieses Gewerbegebiet kann an dieser Stelle nicht vollständig wiedergegeben werden.
Die ausgewählten Ausschnitte sollen vor allem die Art und Weise der anzustrebenden
Aufbereitung aufzeigen.

Bei großflächigen Pla-
nungen und in sensibler
Lage sollte regelmäßig
ein Scopingtermin mit
Fachbehörden durch-
geführt werden.

Gesonderte Gutachten
sind nur dann zu beauf-
tragen, wenn erhebliche
Wirkungen zu erwarten
sind.
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F. Umweltbericht (Auszug)

1 Einleitung

1.1  Kurzdarstellung des Inhalts und wichtiger Ziele des Bauleitplans
Die Stadt setzt mit der Planung eines Gewerbegebiets in Ortsrandlage in der Nähe
der Autobahn ihren Flächennutzungsplan um. Vorgesehen ist ein Gewerbegebiet,
das vor allem Raum schaffen soll für größere Betriebe, die nur schwer Gewerbe-
flächen im dichter besiedelten Bereich oder in ländlichen Gewerbegebieten finden.
Darüber hinaus soll eine geplante Verbindungsspange zur verkehrlichen Entlastung in
diesem Stadtteil beitragen.

1.2 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten 
umweltrelevanten Ziele und ihrer Berücksichtigung

Neben den allgemeinen gesetzlichen Grundlagen, wie dem Baugesetzbuch, den
Naturschutzgesetzen, dem Bundes-Bodenschutzgesetz und den Wassergesetzen,
ist hier besonders die Immissionsschutzgesetzgebung mit den entsprechenden Ver-
ordnungen zu berücksichtigen. Für den Verkehrslärm der geplanten Verbindungs-
spange sind hiefür bei der bestehenden Bebauung das Bundesimmissionsschutz-
gesetz (BImSchG) und die Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) heranzuzie-
hen. Beim geplanten Gewerbegebiet sind für die betriebsbedingten Lärmemissionen
und für den Verkehrslärm die Orientierungswerte der DIN 18005 „Schallschutz im
Städtebau” relevant. 

Zur Beachtung der Belange der Baukultur und Denkmalpflege wird das Gesetz zum
Schutz und zur Pflege der Denkmäler (DSchG) herangezogen. Wegen der Altlasten-
problematik sind weiterhin die Bodenschutz-, Abfall- und Wassergesetzgebung zu
beachten. 

Einschränkende Aussagen aus der Regionalplanung liegen für den ausgewählten
Raum nicht vor. Die Darstellungen der Flächennutzungs- und Landschaftsplanung
stehen der geplanten Entwicklung nicht entgegen. 

2 Bestandsaufnahme und Bewertung der Umweltauswirkungen 
einschließlich der Prognose bei Durchführung der Planung 

Die Beurteilung der Umweltauswirkungen erfolgt verbal argumentativ. Dabei werden
drei Stufen unterschieden: geringe, mittlere und hohe Erheblichkeit.

Eine Hilfestellung bei der
Darstellung von umwelt-
relevanten Belangen
bietet das Baugesetz-
buch in § 1 Absatz 6.
Dort sind die bei der
Bauleitplanung zu be-
rücksichtigenden Inhalte,
insbesondere auch zu
Umwelt und Natur-
schutz, dargestellt.
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Die Beschreibung der
Bestandssituation im
Untersuchungsgebiet
umfasst die Funktionen,
Vorbelastungen und
Empfindlichkeiten der
jeweiligen Schutzgüter.
Die dargestellten Texte
sind gekürzt.

Die Darstellungen und
Bewertungen in den
Fallbeispielen zeigen
eine mögliche Variante
auf. Weitere methodi-
sche Vorgehensweisen
sind der Situation ent-
sprechend auszuwählen.

SCHUTZGUT WASSER
Beschreibung: 
Grundwasser: Durch die hügelige Landschaft ist der Flurabstand zum Grundwasser
sehr unterschiedlich. So konnte in den Kuppenlagen kein Grundwasser bis 4 m unter
Flur aufgeschlossen werden. Hier ist lediglich vereinzelt mit Schichtwasser zu rechnen.
Im Bereich der Senke mit Moorboden ist ein oberflächennaher Grundwasserspiegel
von 0,80 bis 1,30 m nachgewiesen. Nach Starkregenfällen bildet sich dort eine kleine
Wasserfläche. Es kann von einer Grundwasserfließrichtung nach Nordwesten ausge-
gangen werden, vergleichbar mit der Fließrichtung des Holzbachs. 

Oberflächenwasser: Im Untersuchungsbereich kommen zwei lineare, anthropogen
entstandene Gewässer vor. Ein Entwässerungsgraben umgibt das Biotop Moorwald
als Ringentwässerungsgraben. Der Graben ist ca. 1,50 m tief und ebenso breit. Er
dient der Feldentwässerung und hat auch bei Starkregenfällen nur einen geringen
Wasserstand. Das Wasser fließt nur geringfügig Richtung Norden ab und versickert
an Ort und Stelle. Der Boden des Grabens ist auf Grund der landwirtschaftlichen
Düngung in der Hanglage nährstoffhaltig und in den Sommermonaten eutrophiert.

Ein weiterer, 150 m langer, offen geführter Wassergraben, der sich später jenseits der
Bundesstraße zum Holzbach entwickelt, befindet sich im Norden. Der Graben wurde
früher zur Flächenentwässerung der angrenzenden Grünflächen angelegt. Im Norden
zur Bundesstraße hin ist der Graben verrohrt.

Auswirkungen:
Baubedingte Auswirkungen: Durch die ungünstigen Baugrundeigenschaften im Nor-
den des Gebietes (anmooriger Boden) muss dort ein großflächiger Austausch und
eine Auffüllung durchgeführt werden. Der Graben zum Holzbach hin wird verrohrt
und vollständig überbaut. Dabei können Verschmutzungen des oberflächennahen
Grundwassers in diesem Bereich und des zum Holzbach hin abfließenden Ober-
flächenwassers entstehen.

Anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen: Durch die Baukörper könnten im nord-
westlichen Teil des Untersuchungsgebiets, in dem Moorboden vorherrscht, die
Baukörper ins Grundwasser eindringen. In diesem Fall würden die Baukörper einen
Strömungswiderstand im Grundwasser darstellen. Dies wird durch geeignete Fest-
setzungen (siehe Pkt. 4.1) jedoch vermieden.

Auf der gesamten Fläche wird durch die Versiegelung der Oberflächenabfluss ver-
mehrt und beschleunigt sowie das Rückhaltevolumen des belebten Bodens ver-
mindert. Daher ist die Grundwasserneubildungsrate relativ gering. Nachdem trotz
Vermeidungsmaßnahmen (vgl Pkt. 4.1) eine vollständige Versickerung des anfallen-
den Niederschlagswassers nicht möglich ist, wurde eine Rückhaltung in einem
kombinierten Klär- und Rückhaltebecken zwischen geplanter Verbindungsspange
und Bundesstraße geplant. 
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Ergebnis: Im Hinblick auf das Schutzgut Grundwasser sind bau- und anlagebedingt in
Bereichen mit hohem Grundwasserstand im Norden erhebliche Umweltauswirkun-
gen möglich. Betriebsbedingt sind durch den hohen Versiegelungsgrad nur geringe
Auswirkungen zu erwarten. Beim Oberflächenwasser sind baubedingt Auswirkungen
mittlerer Erheblichkeit möglich. Anlage- und betriebsbedingt ist nach der geänderten
Führung und teilweisen Verrohrung von geringen Umweltwirkungen auszugehen,
wenn die angesprochenen Vermeidungsmaßnahmen umgesetzt werden.

SCHUTZGUT MENSCH (LÄRM)
Die nachfolgende Bestandsbeschreibung und die Prognose basieren auf einem
gesondert erstellten schalltechnischen Gutachten. 

Beschreibung: Das Gebiet ist durch Lärmemissionen der Autobahn (30.100 Kfz/Tag)
und der Bundesstraße (18.580 Kfz/Tag) stark vorbelastet. Die bestehende Bebauung
im betroffenen Gebiet ist als allgemeines Wohngebiet (WA), Mischgebiet (MI) und
einzelne Wohngebäude im Außenbereich einzustufen. Für die neue Verbindungs-
spange wird von einer Verkehrsstärke von 3500 Kfz/Tag ausgegangen.

Baubedingte Auswirkungen: Wie das Baugrundgutachten zeigt, sind auf einer Teil-
fläche wegen des anmoorigen Untergrunds ein Austausch und eine Auffüllung erfor-
derlich. Dadurch ist vor allem im Nordwesten von einer erhöhten Lärmentwicklung in
der Bauphase auszugehen. Eine differenzierte Ermittlung und Vorabschätzungen
durch Fachgutachten gibt es nicht, weil eine Abfolge der Bautätigkeit und der Auf-
füllung von Bauparzellen derzeit noch nicht absehbar ist. Die baubedingten Auswir-
kungen sind als erheblich einzustufen.

Auswirkungen durch Verkehrslärm (anlagebedingte Auswirkungen): Durch die neue
Verbindungsspange ergeben sich Auswirkungen auf die bestehende Bebauung
sowie auf das geplante Gewerbegebiet. Die schalltechnische Untersuchung ergibt
bei dem von Lärmemissionen der Verbindungsspange am stärksten betroffenen
Wohnhaus im allgemeinen Wohngebiet Beurteilungspegel von 52 dB(A) tagsüber
und 43 dB(A) nachts. Die Grenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung von 
59 dB(A) am Tag und 49 dB(A) in der Nacht werden somit durch die Verbindungs-
spange nicht überschritten, Schallschutzmaßnahmen sind daher nicht erforderlich.
Dies gilt auch für das Mischgebiet und die anderen Wohngebäude, da hier höhere
Grenzwerte zulässig sind und die Entfernung zur Verbindungsspange größer ist.

Im geplanten Gewerbegebiet führt der Verkehrslärm, der durch die geplante Ver-
bindungsspange verursacht wird, nicht zu einer Überschreitung der Grenzwerte 
der Verkehrslärmschutzverordnung. Auch die im Beiblatt zur DIN 18005 genannten
Orientierungswerte von 65 dB(A) am Tag und 55 dB(A) in der Nacht werden nur in 
7 bzw. 9 m Entfernung zum Fahrbahnrand überschritten. Die Addition des Verkehrs-
lärms durch bestehende und geplante Straßen führt jedoch im geplanten Gewerbe-
gebiet zu einer Überschreitung der Orientierungswerte in den nördlichen und öst-
lichen Teilbereichen (GE 2, 3 und 7) bis zu 4 dB(A) tags und bis zu 6 dB(A) nachts.
Um negative Auswirkungen zu vermeiden, sind daher entsprechende Festsetzungen
im Bebauungsplan erforderlich (siehe Vermeidungsmaßnahmen). Werden diese
umgesetzt, sind keine Beeinträchtigungen dieses Schutzgutes zu erwarten.

Auswirkungen des geplanten Gewerbegebiets auf die bestehende Bebauung (be-
triebsbedingte Auswirkungen): Das geplante Gewerbegebiet würde ohne Emissions-
begrenzung insbesondere im westlich angrenzenden Wohngebiet zu erheblichen
Überschreitungen der Orientierungswerte der DIN 18005 führen. 

Bei der Prognose wer-
den zunächst die bau-
bedingten Auswirkungen
behandelt. Anschließend
werden die Lärmaus-
wirkungen der neuen
Verbindungsspange
untersucht und die
Gesamt-Verkehrslärm-
belastung im geplanten
Gewerbegebiet. Schließ-
lich werden die Lärm-
auswirkungen des ge-
planten Gewerbegebiets
auf die bestehende
Bebauung dargestellt.
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Um den Schutz der bestehenden Bebauung zu gewährleisten, ist es daher erforder-
lich, die Lärmbelastung durch die gewerbliche Nutzung zu begrenzen. Dazu werden
im Bebauungsplan immissionswirksame, flächenbezogene Schallleistungspegel als
Vermeidungsmaßnahme festgesetzt (siehe unter Pkt. 4.1 Vermeidungsmaßnahmen).
In diesem Fall entstehen keine erheblichen Belastungen für die angrenzenden Gebiete.

Ergebnis: Im Hinblick auf das Schutzgut Mensch/Lärm sind baubedingt erhebliche
Umweltwirkungen, betriebs- und anlagebedingt bei Umsetzung der Vermeidungs-
maßnahmen nur Auswirkungen geringer Erheblichkeit zu erwarten. 

SCHUTZGUT KULTUR- UND SACHGÜTER
Beschreibung: Außerhalb des Geltungsbereichs im Süden liegt ein denkmalge-
schützter Gebäudekomplex: Der ehemalige Obere Spitalhof ist eine größtenteils
unveränderte, freistehende Hofanlage des 18. Jahrhunderts, umgeben von altem
Baumbestand. 

Auswirkungen:
Baubedingte Auswirkungen: Kultur- und Sachgüter sind baubedingt nicht betroffen.
Intensive Bautätigkeiten und Veränderungen finden vor allem im Norden des Gebie-
tes statt.

Anlagebedingte und betriebsbedingte Auswirkungen: Das Gewerbegebiet weist nur
einen geringen Abstand zum denkmalgeschützten Gebäudekomplex (ca. 25 m) auf.
In Abhängigkeit von der Art der betrieblichen Anlage (Gestaltung, Form) sowie dem
Betrieb wird die Wirkung der Hofanlage verändert. In seiner Stellungnahme weist das
Bayerische Landesamt für Denkmalpflege darauf hin, dass trotz der Lage des Hofes
außerhalb des Geltungsbereichs negative Auswirkungen auf die Ensemblewirkung
des Spitalhofes erwartet werden. Im Rahmen der Planung wurden differenzierte
Vermeidungsmaßnahmen erarbeitet (vgl. Kapitel Vermeidung), die diese Beeinträchti-
gung deutlich reduzieren können.

Ergebnis: Im Hinblick auf das Schutzgut Kultur- und Sachgüter sind baubedingt keine
Umweltauswirkungen zu erwarten, betriebs- und anlagebedingt ist bei Umsetzung
der Vermeidungsmaßnahmen von Auswirkungen geringer Erheblichkeit auszugehen.

... Hier folgt die Darstellung weiterer Schutzgüter und der Wechselwirkungen. …

Der Umweltbericht ist
entsprechend dem
Stand des Verfahrens
fortzuschreiben. Um-
weltrelevante Stellung-
nahmen, wie hier die
Stellungnahme des
Denkmalschutzes, sind
zu dokumentieren und
zu bewerten.
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3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei 
Nichtdurchführung der Planung

Die vorhandene Lärmbelastung schränkt die Nutzungsmöglichkeiten der Fläche
erheblich ein. Es ist daher davon auszugehen, dass sie bei Nichtdurchführung der
Planung weiter intensiv landwirtschaftlich genutzt würde. Es sind allenfalls kleine Ab-
rundungen des Wohn- und Mischgebiets im Westen denkbar. Bei einer Beibehaltung
der aktuellen landwirtschaftlichen Nutzung bliebe auch der ungünstige Stoffeintrag in
die angrenzenden Biotope und wertvollen Feuchtlebensräume bestehen. Der Groß-
baumbestand entlang des Holzbachs bliebe erhalten. 

4 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum 
Ausgleich (einschließlich der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
in der Bauleitplanung)

4.1 Vermeidungsmaßnahmen, bezogen auf die verschiedenen Schutzgüter
... Ausschnitte aus der Darstellung der Vermeidungsmaßnahmen …

SCHUTZGUT WASSER
Vermeidung von Auswirkungen auf das Schutzgut Grundwasser:
– Festsetzung der Fußbodenoberkante einen Meter über einem bestimmten

Geländeniveau,
– Förderung der Grundwasserneubildung im Gebiet durch Festsetzung von wasser-

durchlässigen Belägen auf Stellplätzen sowie Gräben und Sickerbecken.

Vermeidung von Auswirkungen auf das Schutzgut Oberflächenwasser:
Auswirkungen auf den Holzbach werden dadurch vermieden, dass die aus dem
Gebiet zugeführte Wassermenge weiterhin gewährleistet wird. Dies wird durch das
geplante Speicher- und Rückhaltebecken erreicht. Die festgelegte Drosselwasser-
menge (dies ist die abgeleitete Wassermenge aus der geplanten Rückhalteanlage)
wird auf der Grundlage der derzeit gültigen Richtlinien des Landesamtes für Wasser-
wirtschaft für den Mustervorfluter „kleiner Flachlandbach” bemessen, d.h. für eine
Fließgeschwindigkeit von 0,3 m/s sowie eine Breite von ca. 1 m. Dadurch wird ge-
währleistet, dass der Vorfluter keine größere hydraulische Belastung als bisher er-
fährt. Hierfür ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich.

Im Rahmen der Einwendungen von Bürgern wurde die Einleitung von Niederschlags-
wasser in die naturnahen Feuchtbereiche im Osten angeregt. Eine Einleitung aus den
Verkehrsflächen kommt wegen des Einsatzes von Tausalz leider nicht in Frage, da –
nach Auskunft des Wasserwirtschaftsamtes – eine Klärung von salzhaltigem Nieder-
schlagswasser (Entsalzung) mit vertretbarem Aufwand nicht möglich ist. Die Anlage
neuer offener Gräben als Vermeidungsmaßnahme wurde ebenfalls vorgeschlagen.
Dieser Vorschlag wird nicht aufgegriffen, weil offene Gräben im Gewerbegebiet
häufig als Schutt- und Müllplatz missbraucht werden. 

… An dieser Stelle können die weiteren Vermeidungsmaßnahmen für die Schutzgüter
Tiere und Pflanzen, Boden und Landschaft nicht dargestellt werden. …

Auch umweltrelevante
Anregungen von Bür-
gern, wie hier zur
Wiedervernässung des
Feuchtgebiets, sollten –
soweit wesentlich – im
Umweltbericht doku-
mentiert und bewertet
werden.
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SCHUTZGUT MENSCH (LÄRM) 
Gegen die Ausweisung des Plangebiets als Gewerbegebiet bestehen aus schall-
technischer Sicht keine Bedenken, wenn die folgenden Schallschutzmaßnahmen
festgesetzt werden:

– Festsetzung von immissionswirksamen, flächenbezogenen Schallleistungspegeln,
– Ausschluss von betriebsbezogenen Wohnungen im östlichen und nördlichen

Planungsbereich (GE 2, 3 und 7) auf Grund der hohen Verkehrslärmbelastung,
– schallabschirmende Anordnung der Betriebsgebäude,
– Entsprechende Ausbildung der betriebsbezogenen Wohnungen im südlichen

und westlichen Teil (z.B. Orientierung der Schlaf- und Kinderzimmerfenster zur
lärmabgewandten Seite oder Maßnahmen des passiven Schallschutzes).

SCHUTZGUT KULTUR- UND SACHGÜTER
Zur Vermeidung von Auswirkungen auf das Ensemble dienen folgende Fest-
setzungen:
– Abrücken der Bebauung von der Grundstücksgrenze (Baufenster), 
– Eingrünung der Grundstücksgrenze mit einer dichten Feldhecke aus Sträuchern

und Bäumen (siehe Grünordnungsplan),
– Festsetzung der maximal zulässigen Wandhöhen im angrenzenden Grundstück.

4.2 Ausgleich
Dem Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan liegt ein differenziertes
Konzept zum Ausgleich unter Anwendung des Bayerischen Leitfadens zur natur-
schutzrechtlichen  Eingriffsregelung in der Bauleitplanung zugrunde. 
… Auf eine ausführliche Darstellung im Leitfaden wird verzichtet. …

Zu schützender Standort
mit Wohnnutzung

Zu schützende
Standorte mit
Wohnnutzung

Festsetzung der höchstzu-
lässigen Emissionswerte
der Betriebe in Form von
flächenbezogenen Schall-
leistungspegeln.

2002
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5 Alternative Planungsmöglichkeiten
… An dieser Stelle werden die Abbildungen alternativer Erschließungskonzepte
eingefügt und kurz erläutert. Auf eine ausführliche Darstellung im Leitfaden wird
verzichtet …

6 Beschreibung der Methodik und Hinweise auf Schwierigkeiten und 
Kenntnislücken

Die Beurteilung der Umweltauswirkungen erfolgt verbal argumentativ. Dabei werden
drei Stufen unterschieden: geringe, mittlere und hohe Erheblichkeit. Bei der Bewer-
tung der Erheblichkeit ist, insbesondere bei den Schutzgütern Boden, Wasser, Tiere
und Pflanzen, die Ausgleichbarkeit von Auswirkungen ein wichtiger Indikator. Die
Erheblichkeit nicht ausgleichbarer Auswirkungen wird grundsätzlich hoch eingestuft.
Darüber hinaus wurden im Hinblick auf die Bewertung der Schutzgüter Klima/Luft
und Mensch die einschlägigen Regelwerke herangezogen.

Für die Beurteilung der Auswirkungen auf die Schutzgüter Boden und Wasser wurde
eine gesondert durchgeführte Baugrunduntersuchung herangezogen. Zur Beurtei-
lung der Auswirkungen auf das Kleinklima, das Landschaftsbild, Tiere und Pflanzen
wurde der Grünordnungsplan zugrunde gelegt. Zur Ermittlung des Ausgleichsbedarfs
wurde der Bayerische Leitfaden verwendet. Als Beurteilungsgrundlagen zum Schutz-
gut Mensch (Lärm) dienten im Rahmen des Schallschutzgutachtens die Technische
Anleitung zum Schutz gegen Lärm und die DIN 18005 Teil 1, Schallschutz im Städte-
bau. Verkehrslärm und Gewerbelärm wurden dabei, der DIN 18005 entsprechend,
nicht addiert, sondern getrennt betrachtet.

Beim Schutzgut Erholung entstanden Schwierigkeiten dadurch, dass für den Um-
weltbericht nicht auf Erhebungen oder Studien zurückgegriffen werden konnte und
die Studie in den Wintermonaten abgeschlossen werden musste. Auf Grund des
Nutzungsschwerpunkts im Sommer konnten daher auch keine Aufnahmen veran-
lasst werden. Es wurden daher gutachterliche Abschätzungen durchgeführt. 

Zu den möglichen betriebsbedingten kleinklimatischen Auswirkungen waren keine
Prognosen möglich.

7 Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring)
Um negative Auswirkungen auf den nördlich an den Geltungsbereich anschließenden
Holzbach zu vermeiden, ist die Funktionsfähigkeit des Sammelbeckens  und eine
gleichmäßige Wasserspende an den Bach entscheidend. Daher wird festgelegt, dass
die Zuleitung (über einen Mönch) regelmäßig, mindestens jedoch ein mal im Jahr, auf
ihre Funktionsfähigkeit hin überprüft wird. Damit können unerwartete negative Aus-
wirkungen auf das Gewässerökosystem vermieden werden.

Die günstige Wirkprognose im Hinblick auf das Baudenkmal „Spitalhof” stützt sich
ganz wesentlich auf die Wirksamkeit einer breiten aus Bäumen und Sträuchern zu-
sammengesetzten Feldhecke am südlichen Rand des Geltungsbereichs. Im Rahmen
des Monitoring ist zu überprüfen, ob die Feldhecke in ihrer Dichte und Struktur aus-
reicht, um negative Effekte auf das Denkmal zu unterbinden. Dazu ist nach Ende der
Gewährleistung (4 Jahre) ein Ortstermin durchzuführen und eine Fotodokumentation
zu erstellen.

Wichtig ist es, die ver-
wendeten technischen
Verfahren, Anleitungen
und Arbeitshilfen aufzu-
führen. Schwierigkeiten
bei der Ermittlung sind
ebenfalls zu benennen.

Der Grundsatz der Plan-
bestimmtheit verlangt,
konkrete Maßnahmen
festzulegen. Das Moni-
toring dient nicht dazu,
die Umsetzung von
Festsetzungen zu über-
prüfen. Dies ist Aufgabe
der Bauaufsicht.
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8 Allgemein verständliche Zusammenfassung 
Die Übersicht in der nachstehenden Tabelle  verdeutlicht die schwierigen Gegeben-
heiten und Standortverhältnisse dieses Gebietes. Für seine Entwicklung sind ver-
gleichsweise große Anstrengungen und Eingriffe baubedingter Art erforderlich. Dem
stehen eher niedrige betriebsbedingte Auswirkungen gegenüber. Anlagebedingt, das
bedeutet dauerhaft, stellt das Gewerbegebiet eine Veränderung von Boden, Wasser-
haushalt und Landschaftsbild dar. Die Auswirkungen auf den Lebensraum für Tiere
und Pflanzen werden auf Grund des Ausgangszustandes, der Vorbelastung und der
geringen Bedeutung für einen Lebensraumverbund eher einer mittleren Stufe zu-
geordnet. Dies gilt auch für die Erholungseignung und die kleinklimatischen Effekte.
Wie dargestellt, werden zahlreiche Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und
Kompensation vorgesehen. Die dennoch zu erwartenden verbleibenden Umweltaus-
wirkungen sind nachstehend schutzgutbezogen aufgeführt: 

SCHUTZGUT KLIMA UND LUFT: Die Versiegelung großer Flächen führt zur Reduktion
von Kaltluftentstehungsgebieten, die hier jedoch ohne spürbaren Einfluss auf das
Stadtklima bleiben.

SCHUTZGUT BODEN: Der hohe Versiegelungsgrad und die Umgestaltung führen zu
nicht kompensierbaren Auswirkungen. Baubedingt ist auf eine sachgerechte Lage-
rung von Abraum und Humus zu achten. Der natürliche Bodenaufbau wird groß-
flächig verändert mit Auswirkungen auf Versickerung, Porenvolumen und Leistungs-
fähigkeit.

SCHUTZGUT WASSER: Auf Grund der hydrogeologischen Verhältnisse werden durch
die geplanten Bauvorhaben die Grundwasserverhältnisse lokal verändert. Nachteilige
Auswirkungen sind durch die Festsetzungen teilweise vermeidbar. Die Grundwasser-
neubildung wird durch den hohen Versiegelungsgrad beeinträchtigt. 

Die erhöhte Versiegelung führt zu einer Abflussverschärfung, der durch Rückhalte-
einrichtungen in geeigneter Weise entgegengewirkt werden kann. Die Zuführung des
Oberflächenwassers zum Holzbach kann durch entsprechende Maßnahmen weiter-
hin gewährleistet werden. Ein vorhandener Entwässerungsgraben wird verrohrt.

SCHUTZGUT TIERE UND PFLANZEN: Der hohe Versiegelungsgrad führt zu deut-
lichen Eingriffen in die Lebensraumqualität. Die angrenzenden Flächen um wertvolle
Biotopflächen werden im Zuge der Ausgleichsmaßnahmen durch Extensivierung und
Pufferzonen ökologisch aufgewertet. Wechselwirkungen ergeben sich hier zu den
Schutzgütern Wasser und Boden.

Die Zusammenfassung
der Ergebnisse berück-
sichtigt auch die Wir-
kung der Vermeidungs-
maßnahmen.
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SCHUTZGUT LANDSCHAFT: Das Landschaftsbild erhält auf den nördlichen Teilflächen
einen völlig neuen Charakter. Dort gehen die typischen Strukturen der betroffenen
Kulturlandschaft dauerhaft verloren. Es erfolgt eine Angleichung an die bereits be-
stehenden städtebaulichen Großstrukturen. Weiterhin ist die Vorbelastung durch die
Autobahn zu berücksichtigen.

SCHUTZGUT MENSCH: Die Lärmbelastung durch die Verbindungsspange über-
schreitet bei der bestehenden und geplanten Bebauung die Grenzwerte nicht. Eine
Beeinträchtigung durch Gewerbelärm wird mittels der Festsetzungen von immis-
sionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegeln vermieden. Im geplanten
Gewerbegebiet kann die Verkehrslärmbelastung durch entsprechende Festsetzun-
gen so weit reduziert werden, dass gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse nicht
beeinträchtigt werden. 

Durch das Monitoring sollen unerwartete Effekte insbesondere im Hinblick auf das
Erscheinungsbild des Denkmals und eine Sicherstellung eines geregelten Zuflusses in
den Holzbach gewährleistet werden.

Die nachstehende Tabelle fasst die Ergebnisse noch einmal zusammen. Sie verdeut-
licht auch, dass – wie hier beim Klima – die Erheblichkeit betriebsbedingter Auswir-
kungen manchmal nicht vorab beurteilt werden kann.

Schutzgut Baubedingte Anlagebedingte Betriebsbedingte Ergebnis, be-
Auswirkungen Auswirkungen Auswirkungen zogen auf die

Erheblichkeit 

Klima gering mittel keine Aussage gering
möglich

Boden hoch hoch gering hoch

Grundwasser hoch hoch gering hoch

Oberflächen- gering mittel gering mittel
wasser

Tiere und mittel hoch gering mittel
Pflanzen

Mensch/Lärm hoch gering gering gering

Mensch/ mittel mittel mittel mittel
Erholung

Landschaft hoch hoch gering hoch

Kultur- und gering mittel gering gering
Sachgüter
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4.1 Unterschiede zum Umweltbericht auf der 
Bebauungsplanebene

Der Aufbau und  die inhaltliche Strukturierung des Umweltberichtes sind beim Flächen-
nutzungsplan und beim Bebauungsplan gleich. Auf der Ebene der Flächennutzungs-
planung liegen allerdings meist noch keine detaillierten Fachgutachten vor. Dies, aber
auch die großräumige Betrachtungsweise und der unterschiedliche Zeithorizont führen
teilweise zu Prognoseunsicherheiten, beispielsweise beim Grundwasser. Die Planungs-
ebene des Flächennutzungsplans erlaubt jedoch eine geringere Detailschärfe bei der
Umweltprüfung. Ein Umweltbericht wird sowohl für Flächennutzungsplan-Änderungen
als auch für Neuaufstellungen benötigt. Auf die Inhalte, die im Umweltbericht auf der
Flächennutzungsplanebene bereits ausführlich dargestellt werden konnten, muss – 
im Sinne der so genannten Abschichtung – auf Bebauungsplanebene nur noch zu-
sammenfassend eingegangen werden. 

Der Umweltbericht zum Bebauungsplan enthält dann weitergehende genauere Infor-
mationen zu den verschiedenen Schutzgütern. Auch bei den Vermeidungsmaßnahmen
werden differenzierte Angaben möglich.  Bei der Darstellung von Alternativen liegt bei
der Flächennutzungsplanung der Schwerpunkt auf den geprüften und diskutierten
Standortalternativen, beim Bebauungsplan auf den unterschiedlichen gestalterischen
Lösungen innerhalb des Geltungsbereichs.

Wenn Flächennutzungsplan und Bebauungsplan im Parallelverfahren erstellt bzw. ge-
ändert werden, empfiehlt es sich daher, zwei getrennte Umweltberichte zu erstellen, da
die unterschiedliche Zielrichtung der beiden Planungsebenen auch zu unterschiedlichen
Gewichtungen im Umweltbericht führt. 

Nachstehend wird zunächst die Änderung eines Flächennutzungsplans (Kapitel 4.2) und
daran anschließend die Vorgehensweise bei einer Neuaufstellung (Kapitel 4.3) dargestellt.

4 Die Vorgehensweise bei der 
Flächennutzungsplanung

Auch beim Flächen-
nutzungsplan gilt, dass
sich keine Verschärfung
von Umweltstandards
ergibt.
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4.2 Fallbeispiel: Umweltbericht zur Flächennutzungsplan-
Änderung 

Das dritte Fallbeispiel greift eine Flächennutzungsplan-Änderung im Parallelverfahren auf.
Der aktuelle Flächennutzungsplan sieht bislang die Entwicklung von Wohnbebauung und
Grün in diesem Gebiet vor. Grund für die Änderung ist die geplante Ansiedlung eines
Einzelhandelsmarktes im Geltungsbereich. Dafür muss die derzeit dort vorgesehene
Nutzung „Wohnen” und „Grünfläche” in ein Sondergebiet nach § 11 Abs. 3 BauNVO ge-
ändert werden. Die bestehende Erschließung muss dafür ebenfalls geändert werden.
Darüber hinaus soll  der Grünzug in Ortskernnähe fortgeführt werden. 

Zu Beginn des Verfahrens zur Flächennutzungsplan-Änderung wurden in schriftlicher
Form Stellungnahmen der Fachbehörden und Träger öffentlicher Belange eingeholt.

Entwicklung eines neuen
Einkaufszentrums in
integrierter Lage

Bestand

Änderung

ost-west gerich-
teter Grünzug

bestehendes
Einkaufszentrum

AGL 2005

AGL 2005
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Umweltbericht für die Flächennutzungsplan-Änderung

1 Einleitung

1.1. Kurzdarstellung der wichtigsten Ziele des Bauleitplans
Die Entwicklung des Einkaufsmarktes soll der Versorgung der angrenzenden Wohn-
gebiete dienen. Durch die Darstellung von Grünflächen soll die ost-west-gerichtete
Grünachse weiterentwickelt werden.

1.2 Darstellung der in Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten umweltrelevanten 
Ziele und ihrer Begründung

Als relevante Ziele der Landes- und Regionalplanung sind die Stärkung der Innenent-
wicklung und die Minderung des Verkehrsaufkommens durch sinnvolle Zuordnung
von Wohnstätten, Arbeitsplätzen, Versorgungs- und Freizeiteinrichtungen zu nennen.
Auch sollen auf ein vielfältig nutzbares und ökologisch wirksames Wohnumfeld hinge-
wirkt sowie gliedernde Grünflächen und Freiräume erhalten, entwickelt und erweitert
werden. Die Ausweisung von Flächen für Einzelhandelsgroßprojekte soll in städte-
baulich integrierter Lage erfolgen.

Darüber hinaus ist auch – neben den allgemeinen gesetzlichen Grundlagen wie dem
Baugesetzbuch, den Naturschutzgesetzen und der Immissionsschutz-Gesetzge-
bung – im konkreten Fall die Verordnung des Landratsamtes über den Schutz des
angrenzenden geschützten Landschaftsbestandteils (Restbestand des ursprüng-
lichen Eichen-Hainbuchen-Waldes mit parkartigem Charakter) bei der Entwicklung
des Grünzugs heranzuziehen.

2 Bestandsaufnahme und Bewertung der Umweltauswirkungen 
einschließlich der Prognose bei Durchführung der Planung

SCHUTZGUT BODEN
Das Gebiet wird von Parabraunerden auf einer würmzeitlichen Schotterebene ge-
prägt. Gegenüber der rechtswirksamen Darstellung als Wohngebiet erhöht sich der
Versiegelungsgrad durch den Bau des Einzelhandelsbetriebes, die Anlage von Stell-
plätzen und die Errichtung einer Erschließungsstraße in geringem Umfang. Auch die
baubedingten Auswirkungen werden dadurch nur geringfügig erhöht. Daher ist von
einer mittleren Erheblichkeit auszugehen.

SCHUTZGUT KLIMA/LUFT
Das Bearbeitungsgebiet befindet sich laut Landschaftsplan in der Zone der milderen
Lagen im Siedlungsgebiet. Die durchschnittliche jährliche Lufttemperatur beträgt hier
9°C, der Niederschlag 1300 –1500 mm im Jahr.

Kleinklimatisch gesehen fungiert die Fläche derzeit als Kaltluftentstehungsgebiet mit
positiven Effekten für die umgebende Bebauung. Diese Funktion würde sie bei der
Entwicklung eines Wohngebiets jedoch verlieren. Auf Teilen bleiben die positiven
Effekte für die Wohnbebauung durch die Grünfläche weiter bestehen. Es ist daher
insgesamt von einer geringen Erheblichkeit auszugehen.

SCHUTZGUT WASSER
Oberflächengewässer sind im Gebiet nicht vorhanden. Eine Beeinträchtigung des
Grundwasserkörpers ist durch die hohe Überdeckung des Grundwassers ausge-
schlossen. Der Versiegelungsgrad wird etwas höher als im Wohngebiet anzusetzen
sein. Dieser Unterschied beeinflusst die Grundwasserneubildungsrate im Gebiet
jedoch nur geringfügig. Die erwarteten Auswirkungen sind daher nicht erheblich.

Wenn im Gesetz auch
nicht ausdrücklich er-
wähnt, so sollten hier
auch die relevanten
Ziele der Raumordnung
aufgeführt werden. 

Es ist die bisherige Dar-
stellung des Flächennut-
zungsplans zu berück-
sichtigen. Maßgeblich 
ist hier – wie auch beim
Bebauungsplan – der
Vergleich der bisherigen
Darstellung gegenüber
der neuen Nutzung,
nicht der „Urzustand“.

Beim Umweltbericht für
den folgenden Bebau-
ungsplan können im
Rahmen der Abschich-
tung die Ausführungen
z.B. zu Klima und
Wasser übernommen
werden.
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SCHUTZGUT TIERE UND PFLANZEN
Der überwiegende Teil des Geltungsbereiches ist derzeit durch großflächige, intensi-
ve landwirtschaftliche Nutzung geprägt. Gegenüber der rechtswirksamen Darstellung
als Wohngebiet führt das geplante Sondergebiet zu keinem nennenswerten Verlust
des Lebensraums von Pflanzen und Tieren. Daher ist von einer geringen Erheblichkeit
auszugehen, sofern Randeffekte auf die südlich angrenzenden wertvollen Flächen
ausgeschlossen werden können.

SCHUTZGUT MENSCH (ERHOLUNG, LÄRMIMMISSIONEN)
Die Fläche hat momentan keine Bedeutung für die Erholungsnutzung. Die geplante
Umsetzung des Grünzugs bleibt erhalten. Es ergeben sich daher keine erheblichen
Auswirkungen, bezogen auf die Erholung.

Eine Vorbelastung des Gebietes ist durch die im Norden angrenzende, stark fre-
quentierte Staatsstraße bereits gegeben. Durch die Nutzungsänderung, die dafür
erforderliche Erschließungsstraße und die Stellplätze kommt es zu zusätzlichen Lärm-
belastungen. Durch den Zuliefer- und Parkierungsverkehr entsteht tagsüber eine
Erhöhung der derzeitigen Lärmbelastung im nördlich und westlich angrenzenden
Mischgebiet sowie im geplanten Wohngebiet im Osten. Nachts ist vom Status quo
auszugehen, sofern die Zulieferung tagsüber erfolgt. Eine differenzierte schalltech-
nische Darstellung erfolgt auf der Ebene des Flächennutzungsplans nicht. Es ist
insgesamt von einer mittleren Erheblichkeit auszugehen.

SCHUTZGUT LANDSCHAFT
Das Landschaftsbild ist durch eine ebene, als Grünland genutzte Fläche ohne Grün-
strukturen geprägt und durch gewerbliche Gebäude und die im Norden angrenzen-
de, hohe Blockbebauung vorbelastet. Durch die Einbindung mit Grünflächen im
Süden und Osten wird von einer geringen Erheblichkeit ausgegangen. 

SCHUTZGUT KULTUR- UND SACHGÜTER
Kultur- und Sachgüter sind im Bearbeitungsgebiet nicht vorhanden.

WECHSELWIRKUNGEN
Es entstehen keine zusätzlichen Belastungen durch die Wechselwirkungen zwischen
den Schutzgütern innerhalb des Geltungsbereichs. Außerhalb davon könnten nega-
tive Wechselwirkungen auf die wertvollen Gehölzbestände und Grünverbindungen,
insbesondere im Rahmen der Baumaßnahmen, entstehen.

Eine differenzierte
schalltechnische
Darstellung ist auf der
Ebene des Flächen-
nutzungsplans nicht
erforderlich.
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3 Prognose bei Nichtdurchführung der Planung
Ohne Änderung des rechtswirksamen Flächennutzungsplans würde in den nächsten
Jahren in diesem Bereich auf der Grundlage eines Bebauungsplans ein Wohngebiet
entstehen. Dieses würde sich voraussichtlich an bestehenden städtebaulichen
Strukturen orientieren und einen geringeren Versiegelungsgrad und höheren Durch-
grünungsgrad als das geplante Sondergebiet aufweisen. Bis dahin würde die land-
wirtschaftliche Nutzung erhalten bleiben. 

4 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum 
Ausgleich

4.1 Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung
SCHUTZGÜTER TIERE UND PFLANZEN, KLIMA, LUFT, LANDSCHAFT, MENSCH:
Die Darstellung einer Grünfläche zwischen Sondergebiet und allgemeinem Wohn-
gebiet stellt durch die Verbindung mit dem Grünzug im Süden einen Beitrag zur
innerstädtischen Biotopvernetzung dar. Diese Grünfläche unterstützt als Immissions-
schutzfläche auch die Schaffung eines gesunden Wohnumfeldes für das geplante
Wohngebiet und verbessert die Erholungsvorsorge im Stadtteil.

4.2 Maßnahmen zum Ausgleich
Zur Ermittlung des Ausgleichsbedarfs wird die Arbeitshilfe zur Anwendung der Ein-
griffsregelung auf der Ebene des Flächennutzungs- und Landschaftsplans herange-
zogen. Der für diesen Eingriff erforderliche Ausgleich liegt voraussichtlich bei 0,6 ha.
Im Geltungsbereich sind keine Ausgleichsmaßnahmen möglich. Der Ausgleich wird
extern im Rahmen des kommunalen Ökokontos durchgeführt und die Ausgleichs-
fläche im Bebauungsplan dem Eingriff zugeordnet.

5 Alternative Planungsmöglichkeiten
Im Zusammenhang mit der Flächennutzungsplanung wurden mehrere Standorte im
Gemeindegebiet für die Ansiedlung von Verkaufsflächen überprüft:

Lage Sonnenwiese: An diesem Standort wird aus stadtplanerischen Gründen eine
verdichtete mehrgeschossige Bebauung angestrebt. Der geplante eingeschossige
Einkaufsmarkt entspricht daher nicht den Zielen der Stadt.

Lage Industriegebiet Süd: bei diesem Standort stehen Ziele der Raumordnung ent-
gegen, da es sich hier wegen der zu großen Entfernung zur Wohnbebauung um eine
städtebaulich nicht integrierte Lage handelt. Darüber hinaus würde hier auch umwelt-
belastender zusätzlicher Verkehr entstehen. 

Der vorgesehene Standort erfüllt die folgenden Eignungskriterien: 
– zentrale Lage und wohnungsnahe Versorgungsfunktion
– gute Anbindung an die bestehenden zentralen Versorgungseinrichtungen
– gute Anbindung an die bestehende städtebauliche Struktur (Einzelhandel) 
– gute Verkehrsanbindung 

Der Standort des geplanten Sondergebietes ist wegen seiner optimalen Lage im
Stadtgebiet und seiner geringen Umweltauswirkungen als die beste der untersuch-
ten Alternativen zu bewerten.

Hier können nur Vermei-
dungsmaßnahmen auf-
geführt werden, die im
Flächennutzungsplan
dargestellt werden kön-
nen, beispielsweise ein
Lärmschutzwall, Immis-
sionsschutzflächen oder
Eingrünungen.
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6 Methodisches Vorgehen und technische Schwierigkeiten
Die Analyse und Bewertung der Schutzgüter erfolgte verbal argumentativ. Die Ermitt-
lung des Ausgleichsbedarfs wurde entsprechend der Arbeitshilfe zur Anwendung der
Eingriffsregelung auf der Ebene des Flächennutzungs- und Landschaftsplans durch-
geführt. Die Verkehrsbelastung ist im Rahmen der Bebauungsplanung detailliert zu
prüfen.

7 Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring)
Da diese geplante Flächennutzungsplan-Änderung keine unmittelbaren Umwelt-
auswirkungen hat, kann auch keine Überwachung erfolgen. Auf der Ebene des
Bebauungsplans kann ein Monitoring der Verkehrsentwicklung sinnvoll sein.

8 Allgemein verständliche Zusammenfassung
Der Bereich ist bereits im aktuellen Flächennutzungsplan für eine Bebauung vorge-
sehen. Bei der vorgesehenen Änderung der Nutzungsart in ein Sondergebiet Ein-
kaufsmarkt wird die Intensität der Nutzung im Hinblick auf die Versiegelung und die
Lärmimmissionen etwas ungünstiger. Die nachstehende Abbildung gibt eine Über-
sicht zu den wichtigsten Ergebnissen.

Die Auswirkungen der mit dieser Flächennutzungsplan-Änderung verbundenen Maß-
nahmen sind insgesamt durch die Vorbelastung, die bestehende Darstellung und die
Vermeidungsmaßnahmen von geringer Erheblichkeit.

Schutzgut Erheblichkeit

Boden mittlere Erheblichkeit

Wasser geringe Erheblichkeit

Tiere und Pflanzen geringe Erheblichkeit

Klima geringe Erheblichkeit

Mensch (Lärm, Erholung) mittlere Erheblichkeit

Landschaft geringe Erheblichkeit

Kultur- und Sachgüter nicht betroffen

Eine städtebauliche wichtige Bedeutung besitzen auf Grund der zentrumsnahen
Lage die Grünverbindung und die Vernetzung mit Fuß- und Radwegen parallel zur
zentralen Ortserschließungsstraße sowie die  Erhaltung und Sicherung angrenzender
kartierter Biotope.

In der Regel ist eine
Überwachung der Um-
weltauswirkungen des
Flächennutzungsplans
nicht möglich, da er als
vorbereitender Bauleit-
plan grundsätzlich nicht
auf Vollzug angelegt ist.
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4.3 Fallbeispiel: Umweltbericht zur Neuaufstellung eines 
Flächennutzungsplans 

4.3.1 Einführung

Bei der Neuaufstellung des Flächennutzungsplans ist ebenfalls ein Umweltbericht zu
erstellen. Von Bedeutung ist hierbei der Landschaftsplan, der seit der Novelle des Baye-
rischen Naturschutzgesetzes 2005 grundsätzlich flächendeckend aufzustellen ist und
alle Bestandteile des Naturhaushalts umfasst. Daher soll zunächst auf das Verhältnis und
die Aufgaben dieser beiden Planungsinstrumente eingegangen werden. In diesem Zu-
sammenhang ist auch § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe g BauGB zu beachten, wonach bei
der Aufstellung von Bauleitplänen die Inhalte der Landschaftsplanung zu berücksichtigen
sind. Die rechtlichen Regelungen für den Landschaftsplan sind Art. 3 des Bayerischen
Naturschutzgesetzes zu entnehmen. Da der Landschaftsplan in den Flächennutzungs-
plan integriert wird, ist nur ein Umweltbericht erforderlich.

Zu den wichtigsten Aufgaben der Landschaftsplanung zählen die Erfassung und Bewer-
tung des Zustands von Natur und Landschaft, die Ableitung von Zielen und die Darstel-
lung geeigneter Maßnahmen. Im Mittelpunkt stehen dabei Maßnahmen zum Schutz, zur
Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft, zur Vermeidung und zum Ausgleich
von Eingriffen, zum Aufbau eines Biotopverbundes, zur Erholung, zum Unterhalt von Ge-
wässern oder auch zum Schutz, zur Verbesserung der Qualität und zur Regeneration
von Böden, Gewässern, Luft und Klima. Darstellungen müssen besonders die Bereiche
betreffen, die erheblichen Veränderungen ausgesetzt sind, die der Erholung dienen, in
denen Landschaftsschäden vorhanden oder zu erwarten sind, und die Bereiche, die an
Gewässer angrenzen bzw. dem Wasserschutz dienen.

Der Landschaftsplan trägt im Rahmen des meist mehrjährigen Planungsprozesses nicht
nur Informationen zusammen, sondern zeigt darüber hinaus Entwicklungsszenarien auf
und unterstützt deren Diskussion im Gemeinderat und in der Öffentlichkeit.

Im Gegensatz zu diesem kreativen und kooperativen Prozess weist der Umweltbericht
einen beschreibenden und bewertenden Charakter auf. Er kann in einem deutlich kürze-
ren Zeitraum entstehen und soll primär darlegen, welche Auswirkungen planerische Dar-
stellungen auf die Umwelt haben können, welche Alternativen in den Planungsprozess
einbezogen wurden und wie negative Folgen vermieden werden sollen. Er bedient sich
daher der Ergebnisse der Flächennutzungs- und Landschaftsplanung und fasst diese
bezogen auf die Umwelt in nachvollziehbarer Weise zusammen. Daher kann der Um-
weltbericht den Landschaftsplan nicht ersetzen.

Die Landschaftsplanung
ist zu berücksichtigen.

Die Landschaftsplanung
ist eine wesentliche
Grundlage für eine
schutzgutbezogene
Beschreibung des
Umweltzustands und
verringert den Aufwand
für den Umweltbericht.
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Für die Begründung zum
Flächennutzungsplan
wird empfohlen, ein
Gliederungskonzept
zugrunde zu legen, 
das alle Teilleistungen
einschließt.

Aus einem meist mehr-
jährigen Planungsprozess
entsteht die Begründung
mit Umweltbericht, zu
dem die verschiedenen
beteiligten Disziplinen
beitragen.

In der Begründung müssen neben städtebaulichen und landschaftsplanerischen Inhalten
auch der Umweltbericht und darin die Eingriffsregelung und ggf. auch eine FFH-Ver-
träglichkeitsprüfung enthalten sein. Der vorliegende Leitfaden soll dazu beitragen, das
Zusammenwirken der einzelnen „Bausteine” darzustellen und einen Weg für eine effek-
tive und kostengünstige Bearbeitung aufzeigen. 

Um zu klaren, gut nachvollziehbaren Begründungen beizutragen und textliche Wieder-
holungen zu vermeiden, wird nachstehend der Aufbau einer umfassenden Begründung
zum Flächennutzungsplan vorgeschlagen, die den gesetzlichen Anforderungen ebenso
Rechnung trägt wie den Wünschen von Entscheidungsträgern, Bürgern und Verwaltung
nach schlanken, überschaubaren Inhalten.

Dies wird dadurch erreicht, dass für die Begründung zum Flächennutzungsplan nur ein
Gliederungskonzept zugrunde gelegt wird und auf „Selbstdarstellungen” der verschie-
denen enthaltenen Planungsprozesse verzichtet wird. 

Wird dieser Ansatz konsequent umgesetzt, dann stellt der Umweltbericht nurmehr eine
geringfügige zusätzliche Aufgabe dar, die kostengünstig erfüllt werden kann.

Die nachstehende Abbildung gibt einen Überblick über die Prozesse und Leistungen, die
in die Begründung einfließen. Dabei sind neben der Flächennutzungsplanung und der
Landschaftsplanung möglicherweise auch weitere Gutachten erforderlich, die in der
Regel vom Landschaftsplaner oder dem Flächennutzungsplaner für den Umweltbericht
aufbereitet und zusammengefasst werden.

Kooperativer Planungsprozess

Begründung zum 
Flächennutzungsplan
mit integriertem 
Landschaftsplan

Umweltbericht

Landschaftsplanerische Beiträge                                  Städtebauliche Beiträge

zusätzliche Fachgutachten 
für den Umweltbericht
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Vorschlag zum Aufbau
der Begründung

Die nachstehenden Ausführungen an Hand des Fallbeispiels (vgl. Kapitel 4.3.2) stellen
nicht den Planungsprozess, sondern nur die Begründung in schriftlicher Form dar. Ziel ist
es, durch den Leitfaden auf vergleichbar aufgebaute, lesbare Berichte hinzuwirken. 

Insgesamt wird dabei folgender Aufbau der Begründung vorgeschlagen:

Die Begründung beginnt mit Teil A, Anlass und Erfordernis der Planung. In Teil B wer-
den anschließend die Rahmenbedingungen und Planungsvorgaben dargelegt. Hierzu
zählen unter anderem die Vorgaben der Landes- und Regionalplanung, die Anbindung
an überörtliche Verkehrssysteme usw. Teil C, Beschreibung des Gemeindegebietes,
charakterisiert darauf aufbauend das Gemeindegebiet, erläutert seine Lage im Raum
und stellt die landschaftsökologischen Raumeinheiten vor. Dieses Kapitel gibt die Hinter-
grundinformationen, die notwendig sind, um die geplante Konzeption, die Leitbilder und
Flächennutzungen in Teil D im Einzelnen nachvollziehen zu können.

Der Teil D, Konzeptionen und Ziele aus städtebaulicher und landschaftsplanerischer
Sicht, enthält die Ableitung und die Erläuterung sämtlicher geplanter Flächennutzungen
im Gemeindegebiet von der Bevölkerungs- und Ortsentwicklung, dem Verkehr, den Ver-
und Entsorgungseinrichtungen, dem Naturschutz und der Erholungsvorsorge bis hin zur
Land- und Forstwirtschaft.

Zur Vermeidung von Wiederholungen genügt es die vollständigen Ergebnisse der
Bestandsaufnahme zu den Schutzgütern für das gesamte Gemeindegebiet in Teil E,
Umweltbericht, ausführlich darzustellen (vgl. Abschnitt 3 des Fallbeispiels). Dabei kann
auch die Empfindlichkeit gegenüber bestimmten Nutzungen herausgearbeitet werden.
Auf diesen Bestandsbeschreibungen basiert dann die Bewertung der Auswirkungen bei
denjenigen Flächennutzungen, die erhebliche Umweltauswirkungen verursachen kön-
nen. Hierzu gehören regelmäßig die Siedlungsentwicklung, Infrastrukturmaßnahmen
oder neue Verkehrskonzeptionen (Umgehungsstraße o. ä.).

Hierbei ist zu beachten, dass ggf. auch Darstellungen aus der Landschaftsplanung (z. B.
Aufforstungsgewanne) in die Prüfung durch den Umweltbericht aufgenommen werden
müssen.
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ABLAUF DES PLANUNGSPROZESSES UND VERFAHREN
Der Planungsprozess beginnt in der Regel mit der Beauftragung von Flächennutzungs-
bzw. Landschaftsplanern. Der Umweltbericht kann dann erstellt werden, wenn ein dis-
kussionsfähiges Konzept der Planungen vorliegt. Die textliche Zusammenstellung sollte
im Sinne der nachstehenden Gliederung (vgl. Kapitel 4.3.2) frühzeitig koordiniert werden.

Die folgende Abbildung zeigt den Verfahrensablauf mit den gesetzlich vorgeschriebenen
sowie den in der Praxis üblichen Arbeits- und Verfahrensschritten sowie den Zeitpunkt,
an dem mit der Erstellung des Umweltberichts sinnvollerweise begonnen werden kann.

Gemeinderatsbeschluss
Aufstellungsbeschluss (§ 2 Abs. 1)➡

➡

Gemeinderatsbeschluss
Grundsatzbeschluss zu den Vorentwürfen des FNP und LP

Erhebung der Planungsgrundlagen
Städtebauliches Konzept Landschaftsplan. Konzept

Vorentwurf FNP Vorentwurf LP

➡
➡

➡
➡

➡
➡

➡
➡

➡
➡

Vorentwurf Flächennutzungsplan
mit integriertem Landschaftsplan

Vorgezogene Bürgerbeteiligung nach § 3 Abs. 1
Beteiligung der Behörden mit Scoping nach § 4 Abs. 1

Billigungsbeschluss durch den Gemeinderat

Genehmigungsfähige Planfassung

Entwurf Flächennutzungsplan
mit integriertem Landschaftsplan

Genehmigter Flächennutzungsplan
mit integriertem Landschaftsplan

Ortsübliche Bekanntmachung nach § 6 Abs. 5

Öffentliche Auslegung einschließlich der  
Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2

Behandlung der Anregungen, Abwägung 
und Feststellungsbeschluss

Genehmigung nach § 6 Abs. 1

Umweltbericht

Scoping

Vorläufige Fassung

Fortschreibung

Endgültige Fassung
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4.3.2 Fallbeispiel: Umweltbericht für die Neuaufstellung eines Flächen-
nutzungsplans mit integriertem Landschaftsplan

Das vierte Fallbeispiel stellt die Neuaufstellung eines Flächennutzungsplans für eine länd-
lich strukturierte Gemeinde ohne zentralörtliche Funktion dar. Sie zählt 2500 Einwohner
und  setzt sich aus mehreren Ortsteilen zusammen. Von diesen sind nur vier auf Grund
ihrer Größe und Infrastruktur für eine bauliche Entwicklung geeignet. Das Gemeindege-
biet erstreckt sich über eine Höhenlage zwischen 620 m ü. NN im Norden und 702 m
ü. NN im Südosten. Der westliche Teil des Gemeindegebietes ist durch intensive land-
wirtschaftliche Nutzung bestimmt, während der östliche Teil durch Wald und zahlreiche
naturnahe Standorte geprägt ist. Zwischen den Ortsteilen verlaufen zwei Fließgewässer,
die immer wieder zu Weihern aufgestaut sind. 

Im Rahmen der Neuaufstellung des Flächennutzungsplans sollen unter anderem neue
Wohnbauflächen für die einheimische Bevölkerung in den verschiedenen Ortsteilen dar-
gestellt werden. Ein weiterer Anlass für die Neuaufstellung waren Veränderungen der
Landnutzung und die planerische Steuerung privilegierter Nutzungen wie der Windkraft.

Im Bereich der Landschaftsplanung stellen die Erhaltung naturnaher Lebensräume, ins-
besondere entlang des Gewässersystems aus Weihern und Fließgewässern, sowie die
Waldentwicklung ein wichtiges Thema dar.

Wie beim ersten Fallbeispiel ist nachstehend die vollständige Gliederung der Begründung
dargestellt, um insbesondere die Einbindung des Umweltberichts sowie die enthaltenen
landschaftsplanerischen und städtebaulichen Beiträge aufzuzeigen.

Fallbeispiel: Neuauf-
stellung eines Flächen-
nutzungsplans für eine
ländliche Gemeinde

Hauptort
1500 Einwohner

intensiv landwirtschaftlich 
genutzte Flur

Ortsteil C
350 Einwohner

Landschaftliches
Vorbehaltsgebiet

Ortsteil A
250 Einwohner

Ortsteil B
400 Einwohner
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Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan
Begründung (gemäß § 9 Abs. 8 BauGB)

A. Anlass und Erfordernis der Planung 

B. Rahmenbedingungen und Planungsvorgaben

C. Beschreibung des Gemeindegebiets 

D. Konzeptionen und Ziele aus städtebaulicher und 
landschaftsplanerischer Sicht 

E. Umweltbericht

1 Einleitung

1.1 Kurzdarstellung der wichtigsten Ziele des Flächennutzungsplans mit integriertem 
Landschaftsplan

Aus den vielfältigen Zielen und Maßnahmen werden nur diejenigen herausgegriffen,
bei denen erhebliche Auswirkungen auf die Schutzgüter zu erwarten sind. Dazu ge-
hören im vorliegenden Fall (vgl. Kapitel D):
– die bauliche Entwicklung der Gemeinde durch fünf neue Standorte für Siedlungs-

erweiterungen,
– die Festlegung eines Standortes für Windkraftanlagen, 
– die forstliche Entwicklung (Aufforstungsgewanne) und
– ein Biotopverbundkonzept.

1.2. Darstellung der in Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten umweltrelevanten 
Ziele und ihrer Begründung

Neben den allgemeinen gesetzlichen Grundlagen wie dem Baugesetzbuch, den
Naturschutzgesetzen, der Immissionsschutz-Gesetzgebung und dem Bundes-Boden-
schutzgesetz spielt die Waldgesetzgebung eine besondere Rolle. Zu beachten sind
weiterhin die Ziele des Regionalplans im Bereich der baulichen Entwicklung, der
Waldentwicklung und Vorgaben für die landschaftliche Entwicklung. 

Aus dem Landesentwicklungsprogramm und Regionalplan ergeben sich verschie-
dene fachliche Ziele bzw. Erfordernisse der Raumordnung. (...) Von besonderer
Bedeutung ist im vorliegenden Fall: Die Darstellung eines landschaftlichen Vorbehalts-
gebietes „Flussniederung, Einhänge und Wälder” im Regionalplan im Osten des
Gemeindegebiets (vgl. nachstehende Karte).

Die im Umweltbericht
behandelten Inhalte
werden danach ausge-
wählt, ob sie geeignet
sind, erhebliche Um-
weltauswirkungen zu
verursachen. Dabei
kommen sowohl städte-
bauliche wie landschafts-
planerische Inhalte in
Betracht. Es werden
sowohl die positiven als
auch die negativen Wir-
kungen behandelt.
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… Hier folgt die Darstellung weiterer fachlicher Ziele und ggf. weiterer Erfordernisse
der Raumordnung …

2 Bestandsaufnahme
In Kapitel 2 werden die verschiedenen Schutzgüter in ihrem Bestand und bezogen
auf ihre Empfindlichkeit gegenüber verschiedenen Nutzungen beschrieben (vgl.
Kapitel 7, Methodisches Vorgehen und Schwierigkeiten). Vor diesem Hintergrund
erfolgt dann in Kapitel 3 die Bewertung der Auswirkungen.

2.1   Schutzgut Boden – Beschreibung und Bewertung 
der Empfindlichkeit

Bestandsbeschreibung:
BÖDEN IM AUENBEREICH, NIEDERUNGEN UND SENKEN
Auf den jungholozänen Fluss- und Bachsedimenten
findet man Auenböden. Bei starker Vernässung ent-
wickeln sich Gleye, Anmoore und Moore. Als Böden der
Talfüllungen sind im Gemeindegebiet vielfach Kolluvien
anzutreffen. Diese sind, infolge ihrer Lage in Senken, oft
grund- und hangwasserbeeinflusst. 

BÖDEN AUF LÖSS, LÖSSLEHM, DECKLEHM
Löss ist durch seine guten bodenphysikalischen Eigen-
schaften (Korngrößenzusammensetzung und Porosität),
seinen Mineralreichtum und seinen hohen Kalkgehalt ein
ausgezeichnetes Ausgangsmaterial für die Bodenbildung.
Die Böden aus Löss bieten daher bei überwiegend ebe-
ner Lage und guter Wasserversorgung sehr ertragreiche
Böden und damit sehr gute Bedingungen für eine land-
wirtschaftliche Nutzung.  

... Hier folgt die Darstellung weiterer Böden im Gemein-
degebiet ...

Es empfiehlt sich eine
umfassende Darstellung
zum jeweiligen Schutz-
gut, da dann verschie-
denartige bzw. im
Planungsprozess neu
hinzukommende Plan-
inhalte auf ihre Aus-
wirkungen untersucht
werden können.

Die landschaftsbezoge-
nen Erhebungen werden
in der Regel im Rahmen
der Landschaftsplanung
erbracht und in den Um-
weltbericht eingearbeitet.

Im Unterschied zum
Umweltbericht auf der
Ebene des Bebauungs-
plans empfiehlt es sich,
beim Flächennutzungs-
plan Bestandsaufnahme
und Bewertung der Aus-
wirkungen zu trennen.
Für die Nachvollzieh-
barkeit ist es notwendig,
sich über die Betroffen-
heit aller Schutzgüter ein
Bild zu verschaffen. So
können auch verschie-
dene Standorte schnell
miteinander verglichen
werden.

landschaftliches
Vorbehaltsgebiet
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Empfindlichkeit:
Das Schutzgut Boden besitzt eine hohe Empfindlichkeit gegenüber den geplanten
Darstellungen für die Bebauung und Versiegelung von Teilflächen. Sämtliche Boden-
funktionen sind dadurch negativ betroffen. Gegenüber Flächennutzungen wie der
Aufforstung besteht eine geringe Empfindlichkeit. Die Aufforstung wirkt sich in der
Regel bei standortgerechter naturnaher Baumartenwahl sogar positiv auf die Puffer-,
Filter- und Regenerationsfunktion des Bodens aus.

In den Kapiteln 2.2 bis 2.7 erfolgt die Darstellung des Bestandes für die Schutzgüter
Luft, Klima, Wasser, Tiere und Pflanzen (Biodiversität), Mensch sowie Kultur- und
Sachgüter in vergleichbarer Weise. 

3 Bewertung der Umweltauswirkungen einschließlich der Prognose bei 
Durchführung der Planung

Um die Ergebnisse für die verschiedenen Standorte vergleichbar und transparent zu
machen, erfolgt eine Bewertung der Auswirkungen in tabellarischer Form. Dabei
werden die Planungen entsprechend einer fünfteiligen Skalierung bewertet (vgl. Aus-
führungen in Kapitel 7). Dabei steht Stufe 1 für „Auswirkungen sehr geringer Erheb-
lichkeit” und Stufe 5 für „Auswirkungen sehr hoher Erheblichkeit”.

3.1 Siedlungsentwicklung
Nachstehend sind die Siedlungsstandorte bewertet, die im Flächennutzungsplan für
die Siedlungsentwicklung vorgesehen sind. Alternative Standorte, die nicht übernom-
men werden sollen, sind in Kapitel 6.1 dargestellt. Die Tabellen enthalten jeweils die
Schutzgüter, die Wertstufe und eine Erläuterung der Bewertung. Diese Erläuterung
fasst die Ergebnisse der Bestandsaufnahme zusammen und führt zusätzliche Detail-
informationen an. Weiterhin werden die darstellbaren Vermeidungsmaßnahmen auf-
geführt, sofern sie in die Bewertung der Auswirkungen eingeflossen sind. 

Standort 4

Schutzgüter Stufe der Be- Erläuterung der wichtigsten Indikatoren und ggf. Beschreibung
einträchtigung der berücksichtigten Vermeidungsmaßnahmen 

Boden Stufe 3 – Braunerde, Standort ackerbaulich genutzt
– mittelschwere Beeinträchtigung durch Versiegelung, vorgesehen als

Wohngebiet mit voraussichtlich geringem bis mittlerem Versiegelungsgrad,
– keine Vermeidungsmaßnahme darstellbar

Wasser Stufe 1 – keine grundwasserbeeinflusste Fläche, kein Oberflächenwasser vorhanden,
– geringe Beeinträchtigung (Grundwasserneubildungsrate) bei geringem

bis mittlerem Versiegelungsgrad
– keine Vermeidungsmaßnahme darstellbar

Klima/Luft Stufe 1 – Kaltluft bildende Fläche, jedoch mit Abfluss nach Süden in die freie Landschaft,
– sehr geringe Beeinträchtigung bei geringem bis mittlerem  Versiegelungsgrad,
– Beitrag zur Vermeidung durch Ortsrandeingrünung

Tiere und Stufe 2 – intensiv landwirtschaftlich genutzte Fläche mit geringer Lebensraumqualität,
Pflanzen – geringe Beeinträchtigung

– dargestellte Ortsrandeingrünung nach Süden trägt zur Vermeidung bei

Landschafts- Stufe 1 – aufwertungsbedürftiger Ortsrand
bild – sehr geringe Beeinträchtigung

– Verbesserung, Vermeidung durch randliche Bebauung und Ortsrandein-
grünung möglich

Mensch Stufe 2 – vorbelastete Fläche durch Staatsstraße
– geringe Beeinflussung von Teilflächen
– keine Vermeidungsmaßnahme darstellbar

Kultur- und nicht nicht vorhanden bzw. nicht berührt
Sachgüter betroffen

Die Empfindlichkeit gibt
an, gegen welche Aus-
wirkungen von Vorhaben
die Schutzgüter emp-
findlich reagieren.

Bei Vorkommen beson-
ders oder streng ge-
schützter Arten sind die
artenschutzrechtlichen
Bestimmungen zu be-
achten.

4
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Standort 8

Schutzgüter Stufe der Be- Erläuterung der wichtigsten Indikatoren und ggf. Beschreibung
einträchtigung der berücksichtigten Vermeidungsmaßnahmen 

Boden Stufe 3 – Braunerde, günstige Erzeugerbedingungen
– mittelschwere Beeinträchtigung durch Versiegelung, vorgesehen als 

Wohngebiet mit voraussichtlich geringem bis mittlerem Versiegelungsgrad,
– keine Vermeidungsmaßnahme darstellbar

Wasser Stufe 1 – keine grundwasserbeeinflusste Fläche, kein Oberflächenwasser vorhanden,
– sehr geringe Beeinträchtigung (Grundwasserneubildungsrate) bei geringem

bis mittlerem Versiegelungsgrad
– keine Vermeidungsmaßnahme darstellbar

Klima/Luft Stufe 2 – Kaltluft bildende Fläche mit Bedeutung für die angrenzende Bebauung
– geringe Beeinträchtigung bei geringem bis mittlerem Versiegelungsgrad,
– keine Vermeidungsmaßnahme darstellbar

Tiere und  Stufe 2 – intensiv genutztes Wirtschaftsgrünland, Fläche mit geringer Lebensraumqualität,
Pflanzen – geringe Beeinträchtigung

– dargestellte Ortsrandeingrünung und Abstandsfläche tragen zur Vermeidung bei

Landschafts- Stufe 3 – ortsbildprägende, erhöhte Lage mit wichtigen Sichtachsen auf ortsbild-
bild prägende Gebäude (Schloss und Kirche)

– mittlere Beeinträchtigung
– dargestellte Ortsrandeingrünung und Abstandsfläche tragen zur Vermeidung bei

Mensch Stufe 2 – vorbelastete Fläche durch Staatsstraße
– geringe Beeinflussung von Teilflächen
– dargestellte Abstandsfläche trägt zur Vermeidung bei

Kultur- und Stufe 2 – angrenzend historische Gebäude mit Ensemblewirkung
Sachgüter – mögliche (geringe) Beeinträchtigung der Ensemblewirkung

– keine Vermeidungsmaßnahmen darstellbar

… Hier folgt die Darstellung weiterer Standorte. …

3.2 Windkraft
Nachdem für das Gemeindegebiet keine regionalplanerischen Vorgaben für die Errich-
tung von Windkraftanlagen bestehen, wurden geeignete Standorte für die Windkraft-
nutzung geprüft und schließlich ein Standort für die Privilegierung von Windkraftanlagen
im Sinne von § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB ausgewählt. Für die Ausweisung bietet sich ein
Standort im Südwesten der Gemeinde südlich des Weilers J. an. Der Bereich ist durch
umliegende Waldflächen optisch abgeschirmt und weist zudem eine erhöhte Windge-
schwindigkeit auf. Die möglichen Auswirkungen auf die Schutzgüter sind in der nachste-
henden Tabelle zusammengefasst. Alternative Planungen sind in Kapitel 6.2 dargestellt.

Schutzgüter Stufe der Be- Erläuterung der wichtigsten Indikatoren und ggf. Beschreibung
einträchtigung der berücksichtigten Vermeidungsmaßnahmen 

Boden Stufe 1 – Braunerde, günstige Erzeugerbedingungen 
– sehr geringe Beeinträchtigung durch kleinflächige Versiegelung,
– keine Vermeidungsmaßnahme darstellbar

Wasser nicht betroffen – keine grundwasserbeeinflusste Fläche, kein Oberflächenwasser vorhanden,
– keine Auswirkungen auf Grund- und Oberflächenwasser

Klima/Luft nicht betroffen – Kaltluft bildende Fläche
– keine Auswirkungen

Tiere und  Stufe 1 – intensiv landwirtschaftlich genutzte Fläche mit geringer Lebensraumqualität, 
Pflanzen – sehr geringe Beeinträchtigung der Vegetation durch Versiegelung, keine 

Beeinträchtigung von Groß- und Zugvögeln, keine Betroffenheit von wertvollen
Biotopen, Lage außerhalb des landschaftlichen Vorbehaltsgebiets

– keine Vermeidungsmaßnahme darstellbar

Landschafts- Stufe 3 – siedlungsferne Lage, durch intensive ackerbauliche Nutzung und eine kleine 
bild Waldinsel geprägter Bereich mit Vorbelastung durch eine 380 KV-Leitung 

– mittlere Beeinträchtigung
– keine Vermeidungsmaßnahme darstellbar

Mensch Stufe 2 – Lärm: unbelasteter Bereich, Erholung: eingeschränkt (Landschaftsbild)
– geringe Beeinträchtigung
– keine Vermeidungsmaßnahme darstellbar

Kultur- und nicht betroffen nicht vorhanden bzw. nicht berührt
Sachgüter

8
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3.3 Waldentwicklung
Nach. Art. 3 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 BayNatSchG sind im Landschaftsplan auch die erfor-
derlichen Darstellungen und Festsetzungen insbesondere für Bereiche zu treffen, die
erheblichen Landschaftsveränderungen ausgesetzt sind; daher sind Darstellungen
zur Aufforstung notwendig. Die Ausweisung von Aufforstungsgewannen trägt zur
gezielten und wirksamen Steuerung der Erstaufforstungen bei. Sie bringt eine er-
hebliche Verfahrenserleichterung, da in den Gewannen die Erlaubnispflicht entfällt
(vgl. Art. 16 Abs. 4 BayWaldG). Allerdings können Aufforstungen verschiedene
Schutzgüter auch negativ beeinflussen (z. B. Tiere und Pflanzen, Landschaftsbild,
kulturhistorische Bedeutung). Daher werden die Aufforstungsgewanne einer Be-
wertung unterzogen.

Standort: nordöstlich des Hauptortes (1)

Schutzgüter Stufe der Be- Erläuterung der wichtigsten Indikatoren und ggf. Beschreibung
einträchtigung der berücksichtigten Vermeidungsmaßnahmen 

Boden nicht betroffen Beitrag zum Bodenschutz bei standortgerechter Baumartenwahl

Wasser nicht betroffen Beitrag zum Grundwasserschutz

Klima nicht betroffen Kaltluftentstehungsgebiet ohne Bedeutung für Bebauung,
keine negativen Effekte auf den Kaltluftabfluss

Tiere und  nicht betroffen intensiv genutztes Wirtschaftsgrünland, Beitrag zur Verbesserung der
Pflanzen Lebensbedingungen für einheimische Tiere und Pflanzen in der

ausgeräumten Feldflur

Landschafts- nicht betroffen Bereicherung des Landschaftsbildes, keine Beeinträchtigung von
bild Sichtbeziehungen

Mensch nicht betroffen Verbesserung der Erholungsfunktion des Raums

Kultur- und nicht betroffen nicht vorhanden bzw. nicht berührt
Sachgüter

Standort: westlich Holzweiher (2)

Schutzgüter Stufe der Be- Erläuterung der wichtigsten Indikatoren und ggf. Beschreibung
einträchtigung der berücksichtigten Vermeidungsmaßnahmen 

Boden nicht betroffen Beitrag zum Boden- und Erosionsschutz bei standortgerechter
Baumartenwahl

Wasser nicht betroffen Beitrag zum Grundwasserschutz und zur Ufersicherung von
Oberflächengewässer

Klima nicht betroffen Kaltluftentstehungsgebiet ohne Bedeutung für Bebauung,
keine negativen Effekte auf den Kaltluftabfluss

Tiere und  Stufe 3 Wirtschaftsgrünland auf ehemaligem Niedermoorstandort,
Pflanzen Entwicklungspotential für feuchte Offenlandlebensräume entfällt.

Landschafts- Stufe 1 Veränderung des Landschaftsbildes, allerdings ergeben sich durch 
bild die Aufforstung keine künstlichen Formen, bestehende Waldflächen 

werden abgerundet, wichtige Blickbeziehungen bleiben erhalten.

Mensch nicht betroffen keine Beeinträchtigung der Erholungseignung durch Erhaltung der
charakteristischen Blickbeziehungen und auf Grund des Wechsels von 
Wald und Offenland.

Kultur- und nicht betroffen nicht vorhanden bzw. nicht berührt
Sachgüter

... Hier folgt die Darstellung weiterer Aufforstungsgewanne …

1

2
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3.4 Biotopverbundkonzept
Im Mittelpunkt des Biotopverbundkonzeptes steht die Flussaue, die sich von Nord
nach Süd durch das Gemeindegebiet zieht. Durch das Zusammenwirken von Flächen,
die durch Vertragsnaturschutz (dargestellt als Landschaftspflegebereiche) gesichert
sind, und von gesetzlich geschützten Lebensräumen sowie die Darstellung von Puffer-
zonen und von Flächen zur Gewässerrenaturierung können erhebliche positive Wir-
kungen für den Naturhaushalt und das Landschaftsbild erzielt werden. Detailliertere
Aussagen zur Bewertung finden sich in Teil D.

3.5 Wechsel- und Summenwirkungen
Wechselwirkungen zwischen einzelnen Schutzgütern sind gegeben. So bestehen
Wechselwirkungen bei der Siedlungsentwicklung durch Versiegelung zwischen den
Schutzgütern Boden, Wasser sowie Tiere und Pflanzen. Es ergeben sich durch diese
Wechselwirkungen jedoch keine zusätzlichen erheblichen Auswirkungen, die geson-
dert darzustellen sind.

Im Zusammenhang mit der Waldentwicklung und der Darstellung von Aufforstungs-
gewannen sind Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern Landschaftsbild und
Mensch/Erholungseignung zu beachten. In den vorliegenden Aufforstungsgewannen
kommt es jedoch nicht zu diesen verstärkten negativen Effekten. Eine Verstärkung
der Auswirkungen durch die Wechsel- und  Summenwirkungen der einzelnen Pla-
nungen im Bereich Aufforstung, Siedlungsentwicklung und Windkraft entsteht nicht,
da die Darstellungen unterschiedliche Bereiche des Gemeindegebietes betreffen.
Weiterhin sind keine erheblichen negativen Auswirkungen im Zusammenwirken mit
vorhandenen Anlagen gegeben. 

3.6 Betroffenheit von Natura-2000-Gebieten (FFH-Verträglichkeit)
Im Gemeindegebiet sind weder FFH- noch Vogelschutzgebiete (Natura-2000-Ge-
biete) vorhanden, noch werden solche durch die Planung berührt. Eine Verträglich-
keitsprüfung ist daher nicht erforderlich.

4 Prognose bei Nichtdurchführung der Planung

4.1 Siedlungsentwicklung
Bei Verzicht auf die dargestellten Flächen für die Siedlungsentwicklung würden diese
voraussichtlich weiter landwirtschaftlich genutzt werden.

4.2 Windkraft
Bei Nichtdurchführung der Planung erfolgt keine Lenkung von Windkraftanlagen in
einen geeigneten Bereich. 

4.3 Waldentwicklung
Unterbleibt diese Planung, ist davon auszugehen, dass sich die betroffenen Bereiche
nach Aufgabe der landwirtschaftlichen Nutzung dennoch zu Wald entwickeln. Aller-
dings würde dieser Prozess über die natürliche Sukzession deutlich längere Zeiträume
in Anspruch nehmen. 

4.4 Biotopverbundkonzept
Bei einem Verzicht auf die Darstellungen zum Biotopverbund werden keine Weichen
gestellt, um eine für den Artenaustausch erforderliche Vernetzung von Feuchtlebens-
räumen zu erreichen. Es ist davon auszugehen, dass die vorhandenen wertvollen
Lebensräume weiter isoliert bleiben. Daraus können negative Auswirkungen auf die
Arten, Isolationseffekte und Artenverluste resultieren. 

Hier können positive
Umweltauswirkungen
aufgeführt werden, so-
fern sie erheblich sind.

Der Begriff „Summen-
wirkung” beschreibt
kumulative und synerge-
tische Wirkungen des
Plans mit bestehenden
Bebauungen und An-
lagen sowie mit anderen
Plänen und Vorhaben.

Erhebliche Beeinträch-
tigungen von Natura-
2000-Gebieten unterlie-
gen nicht der Abwägung
(vgl. § 1a Abs. 4 BauGB)
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5 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich

5.1 Schutzgutbezogene Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung

SCHUTZGUT KLIMA, SCHUTZGUT PFLANZEN UND TIERE, SCHUTZGUT LAND-
SCHAFTSBILD
Die Darstellung eines breiten grünen Ortsrandes bei den Standorten 4 und 8 trägt zur
Vermeidung von negativen Auswirkungen auf die oben genannten Schutzgüter bei.

SCHUTZGUT MENSCH
Die Darstellung einer Abstandsfläche (innerörtlicher Grünzug) im Norden von Stand-
ort 8 trägt zur Vermeidung von Belastungen durch Lärm, Erschütterung sowie durch
die Erschließung und den Betrieb des Gewerbegebietes bei.

5.2 Ausgleich
Ausgleich ist für die Siedlungsentwicklung und die Entwicklung des Windkraftstand-
orts vorgesehen, für die Erstaufforstung ist er nicht erforderlich. Die nachstehenden
Tabellen stellen den Bedarf bezogen auf die Siedlungsentwicklung – basierend auf
der Arbeitshilfe des LfU zur Eingriffsregelung auf der Ebene der Landschaftsplanung
(LfU 2001) – dar. Sie enthalten die Einschätzungen entsprechend der jeweiligen Emp-
findlichkeitsstufe des Naturhaushaltes und der Landschaft, den erwarteten Kompen-
sationsbedarf, eine Empfehlung für das anzuwendende Kompensationsmodell (z.B.
Ökokonto oder geteilter Bebauungsplan) und eine Empfehlung für die mögliche
Kompensation im Einzelfall. 

Die Gemeinde kann auf der Grundlage der nachstehenden Tabellen den Bedarf an
Ausgleichsflächen abschätzen und durch ein Ökokonto oder den Flächenerwerb vor-
sorgen. Nachstehend ist die Ermittlung des Ausgleichsbedarfs für Siedlungsstandort
4 dargestellt:

geplante Nutzung: Wohnen

Nummer im Plan: 4

Größe (in ha): 2,30

erwartete GRZ: bis 0,35

Bedeutung für Naturhaushalt und Kategorie I
Landschaftsbild:

Begründung: Intensiv landwirtschaftlich genutzte Fläche

erwarteter Kompensationsfaktor: 0,2–0,5

erwarteter Kompensationsbedarf (in ha): 0,46–1,15

empfohlenes Kompensationsmodell: beliebig

Empfehlung für die Kompensation: Ausgleich im Gebiet durch Aufbau eines 
grünen Ortsrandes bzw. Ausgleich extern 
am Holzweiher durch Herstellen von 
Feuchtwiesen

... Hier erfolgt die Darstellung weiterer Siedlungsflächen … 

Nur im Flächennutzungs-
plan darstellbare Inhalte
werden behandelt.

Konkrete Ausgleichs-
maßnahmen sind auch
für andere Schutzgüter
außerhalb des Natur-
schutzrechts zu prüfen
(z.B. Schutzgut Mensch/
Erholung).

Die genannten Empfeh-
lungen stellen keine Zu-
ordnung der Ausgleichs-
flächen zu den Eingriffen
im Sinn von § 5 Abs. 2a
BauGB dar.
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Die nachstehende Tabelle fasst den insgesamt entstehenden Ausgleichsbedarf für
die bauliche Entwicklung in der Gemeinde  zusammen und benennt den Kompen-
sationsbedarf. Wie die Tabelle zeigt, werden bei der Durchführung zahlreicher Ver-
meidungsmaßnahmen im Gebiet ca. 1,2 ha, im ungünstigsten Fall bei wenigen
Maßnahmen rund 3,0 ha an Ausgleichsflächen für die Entwicklung neuer Siedlungs-
standorte benötigt.

Nummer Größe Faktor Faktor Kompensation Kompensation
im Plan (ha) (min.) (max.) min. (ha) max. (ha)

4 2,3 0,2 0,5 0,46 1,15

7 1,4 0,2 0,5 0,28 0,70

8 2,03 0,2 0,5 0,41 1,02

10 0,35 0,2 0,5 0,07 0,18

Summe 1,22 3,05

Sowohl für die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung in der Bauleitplanung als auch
für andere mögliche Eingriffe in Natur und Landschaft wurden geeignete Räume für
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ausgewählt und dargestellt. Grundvoraussetzung
für die Darstellung ist, dass die Flächen ökologisch aufgewertet werden können und
ein naturschutzfachliches Leitbild für die Biotopentwicklung existiert. Die in der fol-
genden Tabelle genannten Räume des Gemeindegebietes sind als potentielle Aus-
gleichs- und Ersatzflächen geeignet.

Räumliche Zielbiotop Fläche (ha)
Bezeichnung/Lage

Aufforstungen am Auwald (Esche, Erle) bachbegleitend mit 1,8
Hafnerbach Gestaltung eines unregelmäßigen Reliefs 0,6

(Amphibiengewässer)

Am Holzweiher Feuchtwiesen 10,6

Wasserschutzgebiet magere Glatthaferwiesen 12,8
Mühlfeld

Somit stehen insgesamt 25,8 ha als potenzielle Ausgleichsräume zur Verfügung.
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6 Alternative Planungsmöglichkeiten

6.1 Siedlungsentwicklung
Alle Ortsteile des Gemeindegebiets wurden im Hinblick auf innerörtliche Potenziale
wie vorhandene Baulücken, Brachflächen und Nachverdichtungsmöglichkeiten inten-
siv geprüft (vgl. Ableitung des Bedarfs in Kapitel D). Diese Prüfung hat ergeben, dass
durch die Innenentwicklung allein der Bedarf nicht gedeckt werden kann. Die nach-
stehende Abbildung zeigt eine Übersicht zu den alternativ diskutierten Standorten für
die Neuausweisung von Wohnstandorten in den verschiedenen Ortsteilen. 

Standort 2 wurde nicht in die Flächennutzungsplanung aufgenommen, weil hier eine
Bebauung wegen eines erhöhten Grundwasserstandes und der Lage nahe dem
Überschwemmungsgebiet zu negativen Umweltauswirkungen führen würde.
Standort 3 wurde ebenfalls im Rahmen der Flächennutzungsplan-Neuaufstellung
nicht umgesetzt, da hier die Belange der Denkmalpflege und des Ortsbildes im Um-
feld historischer Gebäude und Grünanlagen negativ betroffen wären. Weiterhin sind
aus Immissionsschutzgründen erforderliche Abstände zu landwirtschaftlichen Betrie-
ben zu beachten.
Bei Standort 5 wurde eine starke Ausuferung in die freie Landschaft in das dortige
stark geneigte Gelände als ein für die Siedlungsentwicklung ungeeigneter Bereich
eingestuft.
Standort 9 wurde wegen anschließender sensibler Feuchtlebensräume (Feucht-
wiesen) mit erhöhtem Grundwasserstand ausgeschlossen.
Standort 11 ist derzeit wegen der räumlichen Nähe zu einem aktiven landwirtschaft-
lichen Betrieb kein geeigneter Bereich für eine Siedlungsentwicklung.

6.2 Windkraft
Im Rahmen der Eignungsprüfung des Außenbereichs für Windkraftanlagen wurde
auch ein windhöffiger Standort im Osten des Gemeindegebietes näher geprüft, der
ebenfalls in ausreichender Entfernung von Siedlungsgebieten innerhalb und außer-
halb des Gemeindegebietes liegt (blauer Kreis). Der Standort würde jedoch zu er-
heblichen negativen Umweltauswirkungen führen. Er liegt im landschaftlichen Vorbe-
haltsgebiet, das im Regionalplan dargestellt ist. Hier würden sich erhebliche negative

Die Bedarfsermittlung
findet sich in der Be-
gründung Teil D. Es
empfiehlt sich eine sys-
tematische Erfassung
und Fortschreibung der
Bauflächenpotenziale.

Umweltrelevante Belan-
ge stehen hier im Mittel-
punkt. Andere Gründe
werden in der Abwägung
behandelt. Es werden
nur Standorte berück-
sichtigt, bei denen eine
Entwicklung nahe liegt.
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Auswirkungen für das Landschaftsbild durch die Windkraftanlagen und die erforder-
lichen Rodungen ergeben. Im Hinblick auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen wären
neben den Eingriffen in wertvolle Waldbestände auch Habitate seltener Arten betrof-
fen (vgl. Arten- und Biotopschutzprogramm des Landkreises). 

6.3 Waldentwicklung
... Hier erfolgt die Darstellung weiterer im Gemeinderat diskutierter Alternativen zur
Waldentwicklung …

6.4 Biiotopverbundkonzept
Auf Grund der vorhandenen Biotope war keine alternative Konzeption zum Verbund
der Feuchtlebensräume im Gemeindegebiet möglich.

7 Methodisches Vorgehen und Schwierigkeiten
METHODISCHES VORGEHEN: Bei der Bestandsaufnahme erfolgt auch eine Bewer-
tung der Empfindlichkeit. Die Empfindlichkeit ist unabhängig von der Schutzwürdigkeit
zu erfassen. Sie gibt an, gegen welche Auswirkungen von Vorhaben die Schutzgüter
empfindlich reagieren. Zu beschreiben ist die Empfindlichkeit gegenüber den geplan-
ten Darstellungen und deren möglichen Auswirkungen. Um die einzelnen Standortalter-
nativen für verschiedene Flächennutzungen erkennbar und rasch nachvollziehbar zu
machen, empfiehlt sich hier eine fünfteilige ordinale Skalierung der zu erwartenden
Umweltauswirkungen. Die Abstufungen werden wie folgt definiert:

Stufe der Be- Umwelt- Erläuterung und Beispiele
einträchtigung auswirkungen

Nicht betroffen Keine – Belange des Schutzgutes sind nicht berührt oder werden nicht 
beeinträchtigt,

Auswirkungen Beispiel: Kulturgüter sind nicht vorhanden oder Schutzgüter 
werden nicht beeinträchtigt.

Stufe 1 Umweltauswirkungen – Sehr geringe Auswirkungen sind vorhanden, und/oder
sehr geringer – das Schutzgut weist eine besonders geringe Empfindlichkeit 
Erheblichkeit auf oder

– vorhandene geringe Auswirkungen können durch Maßnahmen 
zur Vermeidung und Verringerung reduziert werden,
Beispiel: Durch intensive Pflanzmaßnahmen im Rahmen der 
Vermeidung und Verringerung können geringe kleinklimatische 
Wirkungen weiter vermindert werden.

Stufe 2 Umweltauswirkungen – Geringe Auswirkungen sind vorhanden, und/oder
geringer Erheblichkeit – das Schutzgut weist eine geringe Empfindlichkeit auf oder

– vorhandene mittelschwere Auswirkungen können durch Maß-
nahmen zur Vermeidung und Verringerung vermindert werden.
Beispiel: Es erfolgen nur kleinflächige Eingriffe

Stufe 3 Umweltauswirkungen – Mittelschwere Auswirkungen sind vorhanden, und/oder 
mittlerer Erheblichkeit – Umweltauswirkungen hoher Erheblichkeit werden durch Maß-

nahmen zur Vermeidung und Verringerung deutlich reduziert.

Stufe 4 Umweltauswirkungen – Hohe Auswirkungen sind vorhanden, oder
hoher Erheblichkeit – Umweltauswirkungen sehr hoher Erheblichkeit werden durch 

Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung deutlich 
reduziert.

Stufe 5 Umweltauswirkungen – Sehr hohe Auswirkungen sind vorhanden, oder
sehr hoher Erheblich- – die Auswirkungen können durch Maßnahmen zur Vermeidung
keit und Verringerung  nicht oder nur unwesentlich reduziert werden.

Beispiel: Flächen für die industrielle Entwicklung lassen Umwelt-
auswirkungen sehr hoher Erheblichkeit für das Schutzgut 
Boden erwarten.

Die Ermittlung des Ausgleichsbedarfs wurde entsprechend der Arbeitshilfe zur
Anwendung der Eingriffsregelung auf der Ebene des Flächennutzungs- und Land-
schaftsplans (LfU 2001) durchgeführt. 

Bei der Beurteilung
werden Maßnahmen zur
Vermeidung und Verrin-
gerung berücksichtigt.

Von der Vorgabe der
Minderung um eine
Beeinträchtigungsstufe
kann in begründeten
Fällen abgewichen
werden.

Ausgleichsmaßnahmen
bleiben unberücksichtigt,
da das Baurecht Aus-
gleichs- und Ersatzmaß-
nahmen zusammenfasst.
Dadurch werden ggf.
erhebliche Belastungen
einzelner Schutzgüter
nicht mehr erkennbar.

Die entsprechenden
schutzgut- und eingriffs-
bezogenen Indikatoren
werden jeweils in den
Bewertungstabellen
angegeben. Einheitliche
Indikatoren können auf-
grund der vielfältigen
Möglichkeiten der Be-
einträchtigung nicht an-
gegeben werden.
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Schwierigkeiten: Grundsätzlich bestanden Schwierigkeiten im Zusammenhang mit
dem Schutzgut Wasser, da nur für kleinflächige Teilräume des Gemeindegebietes
Angaben zum Grundwasserstand vorliegen. Daher ergaben sich insbesondere bei
der Bewertung der baulichen Entwicklung Unsicherheiten bei der Einstufung der
Beeinträchtigung.

8 Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring)
Siedlungsentwicklung: Im Zusammenhang mit der  Siedlungsentwicklung ist keine
Überwachung notwendig, da die geplanten Darstellungen von Wohnbauflächen im
Flächennutzungsplan keine unmittelbaren Umweltauswirkungen haben.

Windenergie: Nach Errichtung der ersten genehmigten Anlagen wird geprüft werden,
ob sich durch eine Häufung erhebliche, unvorhergesehene Umweltauswirkungen im
Hinblick auf das Landschaftsbild ergeben. Die Auswirkungen auf das Landschaftsbild
werden durch Ortseinsicht und Fotodokumentation untersucht. Die zu untersuchen-
den Landschaftsbereiche werden je nach Standort der Windkraftanlagen festgelegt.

9 Allgemeinverständliche Zusammenfassung
Die möglichen Auswirkungen auf die Umwelt werden im Rahmen des Umweltbe-
richtes in einer fünfteiligen Skalierung bewertet. Im Hinblick auf die möglichen Aus-
wirkungen der beabsichtigten Siedlungsentwicklung ergibt sich folgende zusammen-
fassende Bewertung: Alle ausgewählten Standorte lassen überwiegend gering
erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt erwarten. Dies gilt insbesondere dann,
wenn die Maßnahmen zur Vermeidung berücksichtigt werden. Hierbei sind die Be-
lange des Orts- und Landschaftsbildes, insbesondere im Umfeld ortsbildprägender,
denkmalgeschützter Gebäude und Ensembles, zu beachten. Die überprüften Alter-
nativen für eine städtebauliche Entwicklung sind dagegen deutlich ungünstiger.

Die ausgewählten Standorte für die Aufforstungsgewanne lassen keine erheblichen
Auswirkungen auf Klima, Tiere und Pflanzen und das Landschaftsbild erwarten. Im Ge-
meindegebiet ist nur ein Bereich gut für die Nutzung der Windkraft geeignet, da in den
untersuchten anderen Bereichen erhebliche negative Auswirkungen auf die Schutz-
güter Tiere und Pflanzen, Landschaft und Mensch zu erwarten sind. Zu den erheb-
lichen positiven Auswirkungen gehört die Planung eines Biotopverbundes für die
Feuchtlebensräume im Gemeindegebiet, die einen wesentlichen Beitrag dazu leisten,
dass die fortgesetzte Verinselung von wertvollen Lebensräumen gestoppt werden
kann und ein Artenaustausch entlang der geplanten Achsen erfolgen kann.

Das Monitoring betrifft die Überwachung unerwarteter Umweltauswirkungen der
Windkraftanlagen. Schwierigkeiten und Kenntnislücken bestehen im Hinblick auf den
Grundwasserstand in verschiedenen Teilen des Gemeindegebietes.
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Mit Einführung der Umweltprüfung in der Bauleitplanung wird im Rahmen dieser Pla-
nungen auch im Interesse eines rechtsfehlerfreien Bauleitplanverfahrens regelmäßig 
ein Umweltbericht erforderlich. Beauftragt die Gemeinde ein Planungsbüro mit dessen
Erstellung, so ist bei der Ermittlung des Honorars zu berücksichtigen, dass dabei regel-
mäßig Planungs- und Beratungsleistungen zu erbringen sind, die die Honorarordnung für
Architekten und Ingenieure (HOAI) bisher nicht in ihrem Leistungskatalog erfasst. Daher
können die Vertragspartner zusätzlich eine Honorierung dieser Leistungen vereinbaren. 

Bei den Inhalten des Umweltberichts handelt es sich jedoch nicht um etwas grundsätz-
lich Neues, da Umweltbelange auch bisher schon in der Begründung zum Bauleitplan
darzustellen waren. Allerdings ist unbestritten, dass der formale Aufwand für die zusätz-
liche Beschreibung der Entwicklung ohne das Projekt, die Darstellung von Alternativen,
eine verständliche Aufbereitung und Zusammenfassung deutlich gestiegen ist. Neu
hinzugekommen ist die Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung 
der erheblichen Auswirkungen (Monitoring).

Der Arbeitsaufwand für den Umweltbericht hängt von der Komplexität des untersuchten
Gebietes, der geplanten Nutzung und den Entscheidungen der Gemeinde über Umfang
und Detaillierungsgrad ab. Daher empfiehlt es sich, jeweils für den Einzelfall in enger
Abstimmung zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber – ggf. auf der Grundlage des
vorangegangenen Scopings – ein konkretes Leistungsbild zu erstellen. Dabei ist zu
berücksichtigen: 

– welcher Teil des Leistungsbildes im Zusammenhang mit anderen Planungsleistungen
(z.B. Landschaftsplan, Eingriffsregelung, Grünordnungsplanung, Bebauungsplan)
bereits erbracht wird, 

– welche dort nicht enthaltenen Leistungsbilder und gesonderten Gutachten ergän-
zend zu vergüten und vertraglich zu regeln sind.  

Durch Teilleistungen aus dem Landschaftsplan, dem Grünordnungsplan, dem Bebau-
ungsplan und der Eingriffsregelung ergeben sich kostenmindernde Synergieeffekte. 

Obwohl es bei den Leistungsbildern Überschneidungen geben kann, entsprechen die
Anforderungen an den Umweltbericht im Bauleitplanverfahren nicht dem in der HOAI
dargestellten Leistungskatalog für landschaftsplanerische Leistungen (§§ 40, 46, 48a
und 49a HOAI). Daher bietet sich eine Honorierung gemäß § 6 HOAI in Form eines 
Fest- oder Höchstbetrags (Vorausschätzung) bzw. in Form eines Honorars für den
nachgewiesenen Zeitbedarf an. 

Alle planerischen Leistungen, also auch die Leistungen in Zusammenhang mit der
Umweltprüfung, müssen schriftlich vereinbart werden (Schriftform des § 5 Abs. 4 HOAI).
Dazu ist ein Werkvertrag (Architektenvertrag) abzuschließen, der die Erfordernisse des
Einzelfalls und die Bestimmungen der HOAI berücksichtigen muss. 

Ergänzende Hinweise kann auch die Bayerische Architektenkammer geben. 

Der Umweltbericht 
ist eine extra zu ver-
gütende Leistung.

Vor dem Hintergrund
bereits vergebener Leis-
tungen und bestehender
Kenntnisse ist ein indivi-
duelles Leistungsbild zu
vereinbaren.

Kostenmindernde
Synergieeffekte sind 
zu beachten.

5 Hinweise zur Honorierung
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KÖPPEL, J., PETERS, W., WENDE, W., 2004, Eingriffsregelung, Umweltverträglichkeits-
prüfung, FFH-Verträglichkeitsprüfung, Stuttgart

Mustereinführungserlass zum Gesetz zur Anpassung des Baugesetzbuchs an 
EU-Richtlinien  http://www.is-argebau.de, Abfrage 23.08.06 
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2004, Planungshilfen für die Bauleitplanung 2004/05, München
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Foto Seite 21: Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 
alle weiteren Fotos: Arbeitsgruppe für Landnutzungsplanung (AGL), 82398 Polling
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